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1	 Anlass

Die internationale Wirtschaftsordnung befindet 
sich gegenwärtig in einem tiefgreifenden struktu-
rellen Umbruch. Die Anzahl grenzüberschreitender 
militärischer Konflikte steigt nach langen Jahren 
des Rückgangs wieder und große Länder ringen 
um die technologische Vorherrschaft, weil diese 
wirtschaftliche und machtpolitische Vorteile ver-
heißt. Die Bindungskraft des internationalen Han-
delsrechts schwindet; einige Länder, darunter die 
größten Volkswirtschaften der Welt, setzen auf op-
portunistische unilaterale Maßnahmen wie Zölle, 
Exportbeschränkungen oder Subventionen. Sie tun 
das häufig mit Hinweis auf ihre nationale Sicher-
heit, die sie durch wirtschaftliche Entwicklungen 
im Ausland bedroht sehen.

Der kanadische Premierminister Mark Carney hat 
auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos 2026 er-
klärt, dass es sich dabei nicht um eine schrittweise 
Transformation, sondern um eine grundlegende 
Zäsur in den Rahmenbedingungen der Globali-
sierung handele (Mark Carney, 2026). Die interna-
tionale Presse sowie viele politische Akteure und 
Beobachter stimmten ihm zu.1 Für die europäische 
und insbesondere die deutsche Wirtschaftspolitik 
erwachsen aus dieser Zäsur dringende Fragen nach 
einer Schärfung und Neubewertung zentraler wirt-
schaftspolitischer Instrumente, insbesondere in der 
Handelspolitik.

Ein wesentliches Charakteristikum dieser Ent-
wicklung ist die zunehmende strategische Nutzung 
wirtschaftlicher Verflechtungen für geopolitische 
Zwecke. Unter dem Schlagwort „Weaponized Inter-
dependence“ (Farrell und Newman, 2019) wird 
beschrieben, wie Staaten Handels-, Finanz- und 
Technologiebeziehungen gezielt einsetzen, um 
politischen Druck auszuüben oder strategische 

Vorteile zu erzielen. Parallel dazu ist in der Han-
delspolitik eine zunehmende Sicherheitslogik 
zu beobachten: Ökonomische Entscheidungen 
werden verstärkt unter sicherheitspolitischen 
Gesichtspunkten getroffen, wodurch sich die Prio-
ritäten der Wirtschaftspolitik verschieben. Die 
neuere geoökonomische Forschung liefert wich-
tige Erkenntnisse für diese wirtschaftspolitische 
Analyse. Sie zeigt, dass wirtschaftliche Macht aus 
asymmetrischen Abhängigkeiten und der Kontrolle 
zentraler Knotenpunkte in globalen Netzwerken 
resultiert. Entscheidend ist also nicht nur die Größe 
einer Volkswirtschaft und der Handelsgewinne, die 
sie für sich und für andere Staaten erzeugt, sondern 
auch ihre Position innerhalb internationaler Wert-
schöpfungs- und Infrastrukturnetzwerke, welche 
ihre geoökonomische Macht oder ihre Verletzbar-
keit bestimmt (Mohr und Trebesch, 2025).2

Auch die Europäische Union sieht sich zunehmend 
mit geoökonomischem Druck konfrontiert. Er-
fahrungen aus den vergangenen Jahren verdeut-
lichen dies: etwa die zollpolitischen Drohungen der 
USA im Jahr 2025 und ihre teilweise Umsetzung 
im stark asymmetrischen „Turnberry-Abkommen“ 
zwischen der EU und den USA, die Untersuchun-
gen der US-Administration gegen angebliche 
„unfaire“ handelspolitische Praktiken der EU im 
laufenden Jahr oder die zeitweisen Beschränkun-
gen des Exports von kritischen Rohstoffen durch 
die chinesische Regierung. Diese Entwicklungen 
zeigen, dass enge wirtschaftliche Beziehungen 
nicht nur Wohlstandsgewinne ermöglichen, son-
dern auch potenzielle Verwundbarkeiten schaffen 
können. Diese Verwundbarkeiten werden durch 
strukturelle Veränderungen der globalen Handels-
ordnung zusätzlich verstärkt. Die multilaterale 
Architektur der internationalen Wirtschaftsbe-

1	 In seiner vielfach rezipierten Rede in Davos verwendete der kanadische Premierminister Mark Carney das Wort „rupture“; 
https://www.weforum.org/stories/2026/01/davos-2026-special-address-by-mark-carney-prime-minister-of-canada/. 
Eine ausführlichere Erörterung findet sich in Fabry et al. (2026).

2	 Siehe auch Sturn (2026) für eine ideengeschichtliche Einordnung dieses Forschungsstrangs.

https://www.weforum.org/stories/2026/01/davos-2026-special-address-by-mark-carney-prime-minister-of-canada/
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ziehungen, insbesondere im Rahmen der Welt-
handelsorganisation (WTO), ist zunehmend ge-
schwächt. Reformblockaden, ein nur eingeschränkt 
funktionsfähiger Streitbeilegungsmechanismus 
und eine wachsende Zahl unilateraler Maßnahmen 
untergraben das System. In der Folge gewinnt die 
Durchsetzung nationaler Interessen durch wirt-
schaftliche Machtinstrumente an Bedeutung, wäh-
rend regelbasierte Kooperation an Verbindlichkeit 
verliert. Auch wenn nach der Abkehr der USA von 
zentralen WTO-Prinzipien argumentiert werden 
kann, dass immer noch rund 72 % des weltweiten 
Güterhandels unter MFN-Bedingungen und damit 
gemäß dem wichtigsten Prinzip der Welthandels-
organisation stattfindet (WTO, 2026), gefährdet 
eine solche Erosion die Bindungswirkung der Re-
geln bei allen Teilnehmern.

Diese Entwicklungen vollziehen sich vor dem 
Hintergrund einer verschärften geoökonomischen 
Rivalität zwischen den Vereinigten Staaten und 
China, von der auch die Europäische Union zu-
nehmend betroffen ist. Der Konflikt umfasst neben 
klassischen handelspolitischen Instrumenten wie 
Zöllen auch Exportkontrollen, Investitionsprü-
fungen, Technologiebeschränkungen sowie Maß-
nahmen zur Kontrolle kritischer Rohstoffe und 
Lieferketten. Neben der strategischen Konkurrenz 
zwischen den beiden Großmächten haben auch 
handelspolitische Spannungen zwischen der EU 
und den USA sowie zwischen der EU und China 
zugenommen. Dies stellt auch exportorientierte 
Volkswirtschaften wie Deutschland vor neue Her-
ausforderungen.

Hinzu kommt eine zweite, für Europa besonders 
relevante Entwicklung: ein struktureller Wett-
bewerbsschock aus China, der in der jüngeren 

wirtschaftspolitischen Diskussion häufig als 
„China-Schock II“ bezeichnet wird (vgl. Tordoir und 
Setser (2026)). Während der erste China-Schock pri-
mär durch Importwettbewerb in arbeitsintensiven 
Industrien gekennzeichnet war und in den USA 
sowie in Südeuropa mit erheblichen negativen Be-
schäftigungseffekten in importkonkurrierenden 
Regionen einherging, beobachten wir aktuell eine 
deutlich verschärfte Konkurrenz Chinas in tech-
nologisch anspruchsvollen und kapitalintensiven 
Sektoren. Chinesische Unternehmen dringen ver-
stärkt in industrielle Kernbereiche Deutschlands 
und Europas vor, darunter Maschinenbau, Chemie, 
Automobilindustrie und Elektrotechnik, und ver-
fügen über starke Marktpositionen in Zukunfts-
technologien wie Batterien, erneuerbaren Energien 
und digitalen Industrien.

Diese Entwicklung geht mit einer Abschwächung 
der Wachstumsimpulse aus dem Außenhandel ein-
her. Außenhandel ist, anders als in der Vergangen-
heit, kein verlässlicher Wachstumstreiber für die 
deutsche Volkswirtschaft mehr.3 Der gegenwärtige 
China-Schock II weist Parallelen zum Wettbe-
werbsschock durch japanische Hersteller in der 
US-Automobilindustrie im späten 20. Jahrhundert 
auf, geht jedoch in seiner sektoralen Breite, geo-
ökonomischen Einbettung und systemischen Wir-
kung deutlich darüber hinaus. Nicht nur einzelne 
Unternehmen oder Branchen, sondern potenziell 
ganze industrielle Ökosysteme, die durch enge Ver-
flechtungen entlang von Wertschöpfungsketten 
gekennzeichnet sind, könnten in ihrer Existenz 
gefährdet sein. Dazu kommen, anders als beim Auf-
stieg Japans, auch sicherheitspolitische Aspekte.

In diesem Umfeld haben sich die wirtschaftspoliti-
schen Debatten innerhalb der Europäischen Union 

3	 Seit 2022 ist der Beitrag des Außenhandels zum deutschen BIP-Wachstum überwiegend negativ.
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und in Deutschland deutlich verschoben. Im poli-
tischen und intellektuellen Mainstream gilt Frei-
handel nicht mehr als gesetzt.4 Im Zentrum stehen 
Fragen des Umgangs mit wirtschaftlichem Zwang, 
der Absicherung von Industrien, die als kritisch 
betrachtet werden, sowie der Balance zwischen 
Offenheit und strategischer Autonomie. Diskutiert 
werden unter anderem neue Schutzinstrumente, 
Maßnahmen zur Förderung lokaler Wertschöpfung 
sowie eine viel aktivere industriepolitische Flankie-
rung der Handelspolitik.

Damit rückt die zentrale Frage in den Mittelpunkt, 
wie die europäische Handelspolitik unter den Be-
dingungen einer zunehmend geoökonomisch ge-
prägten Welt weiterentwickelt werden sollte. Dabei 
geht es um die Reduktion strategischer Abhängig-
keiten, den Schutz vor wirtschaftlichem Zwang 
und angemessene Reaktionen darauf sowie um die 
Stärkung der Innovations- und Produktivitätsent-
wicklung und die Bewahrung der Vorteile offener 
Märkte.

Das vorliegende Gutachten setzt hier an. Es unter-
sucht die Rolle der Handelspolitik im Kontext 
der veränderten globalen Rahmenbedingungen 
und adressiert insbesondere fünf zentrale Frage
stellungen:

1.	 Soll die Handelspolitik dazu beitragen, strategi-
sche Abhängigkeiten der Europäischen Union 
zu reduzieren und, wenn ja, wie soll sie das 
bewerkstelligen?

2.	 Wie können die Handelspolitik und die Ent-
wicklung des Binnenmarktes helfen, die Wider-
standsfähigkeit Europas gegenüber geoökono-
mischem Druck zu stärken?

3.	 Wie kann die Handelspolitik helfen, die 
Reaktionsmöglichkeiten bei einem Einsatz von 
geoökonomischen Instrumenten durch andere 
Staaten zu verbessern?

4.	 Kann das multilaterale Handelssystem unter 
veränderten geoökonomischen Bedingungen 
und trotz bestehender Reformblockaden so wei-
terentwickelt werden, dass die Vorteile offener 
Märkte so weit wie möglich erhalten bleiben?

5.	 Wie kann die Handelspolitik dazu beitragen, 
dass der China-Schock II zu einem Produkti-
vitäts- und Innovationsimpuls in der EU führt 
und letztlich die industrielle Basis stärkt?

Insgesamt ergibt sich der Anlass dieses Gutachtens 
aus dem Zusammenwirken mehrerer Entwicklun-
gen: der zunehmenden Politisierung wirtschaft-
licher Verflechtungen, der Verschärfung geopoli-
tischer Rivalitäten, der Schwächung multilateraler 
Institutionen sowie eines stark veränderten Wett-
bewerbsdrucks durch China. Diese Entwicklungen 
erhöhen den Anpassungsdruck auf die europäische 
Wirtschaft erheblich und machen eine strategische 
Neuausrichtung der Handelspolitik erforderlich.

Ziel des Gutachtens ist es, diese Veränderungen 
systematisch zu beschreiben und daraus wirt-
schaftspolitische Handlungsempfehlungen für 
die europäische Handelspolitik zu entwickeln.

4	 Felbermayr und Braml (2024) beschreiben, warum und wie seit der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008/09 der bis dahin geltende 
Washington-Konsens verloren ging.
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2.1  Grundlagen

Die geoökonomische Forschung untersucht die 
strategische Nutzung wirtschaftlicher Instrumente, 
insbesondere im Bereich von Handel, Investitionen 
und Finanzbeziehungen, zur Erreichung geopoliti-
scher, d. h. machtpolitischer, Ziele. In den vergan-
genen Jahren hat dieses Forschungsfeld erheblich 
an Bedeutung gewonnen. Hintergrund ist die zu-
nehmende Politisierung wirtschaftlicher Verflech-
tungen, die sich in Handelskonflikten, Sanktionen, 
Exportkontrollen und teilweiser technologischer 
Entkopplung manifestiert. Ökonomische Verflech-
tungen werden dabei nicht mehr ausschließlich 
als Grundlage für Effizienzgewinne verstanden, 
sondern zunehmend auch als potenzielles Macht-
instrument.

Die Wurzeln geoökonomischen Denkens reichen 
weit zurück. Viele einflussreiche Ökonomen 
haben sich damit beschäftigt. Klassische Bei-
träge der politischen Ökonomie befassen sich 
zum Beispiel mit der Frage, wie wirtschaftliche 
Beziehungen politische Machtverhältnisse beein-
flussen und umgekehrt. Das hat Adam Smith 
1776 zu dem berühmten Satz geführt: „Defence, 
however, is of much more importance than opu-
lence“ (Smith, 1776). Damit hat der Begründer der 
modernen Volkswirtschaftslehre protektionisti-
sche Maßnahmen Englands, die Navigation Acts, 
die sich gegen Holland richteten, gerechtfertigt. 
Später entwickelte sich eine ausführliche Literatur 
zu Optimalzöllen, in der es um die Frage ging, wie 
große Länder durch das Setzen von geeigneten 
Importzöllen ihre Wohlfahrt auf Kosten von klei-

5	 In den 1980er Jahren entwickelte sich eine einflussreiche Literatur zur strategischen Handelspolitik in oligopolistisch geprägten Märkten 
(siehe Brander und Krugman (1983); Brander und Spencer (1985); Eaton und Grossman (1986) für Grundlagen). Dort ging es vor allem um die 
Verlagerung von Gewinnen von einem Land in das andere mit Hilfe geeigneter industriepolitischer Instrumente (Subventionen und Importzölle).

6	 Die Arbeit von Powell (1991) zeigt, dass Handelsbarrieren ein mögliches Ergebnis sein können, wenn Handel zu asymmetrischen Gewinnen führt, 
die den Ausgang einer potenziellen kriegerischen Auseinandersetzung beeinflussen können.

2	� Die Renaissance der geoökonomischen 
Forschung

neren Ländern erhöhen können (Johnson, 1953; 
Felbermayr et al., 2013).

Mit dem „End of History“-Denken des späten 
20. Jahrhunderts (Francis Fukuyama) verlor das 
Thema innerhalb der Volkswirtschaftslehre je-
doch an Bedeutung. In dieser Phase dominierten 
Modelle, die internationale wirtschaftliche Ver-
flechtungen primär unter Gesichtspunkten der 
gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt und deren Ver-
teilung analysierten. In dieser Zeit ging man davon 
aus, dass das Denken in Konfliktlogiken und Null
summenspielen durch die offensichtlichen Vor-
teile des Welthandels abgelöst sei.5

Wurde die Geoökonomie in dieser Zeit analysiert, 
standen insbesondere spieltheoretische Modelle im 
Vordergrund, die strategisches Verhalten zwischen 
Staaten formalisierten. In der Regel profitieren in 
diesen Modellen alle Seiten am meisten, wenn sie 
unbeschränkt miteinander Handel treiben. Han-
delsbeschränkungen wie etwa Zölle schaden also 
allen, allerdings nicht unbedingt allen Seiten in glei-
chem Maße. Dadurch begründen sie Asymmetrien, 
die unter Umständen als geopolitisches Instrument 
zum Einsatz gebracht werden können (Sturn, 2026).6 
Ein prominentes Beispiel für ein solches Modell ist 
die Analyse von Sanktionen als Verhandlungsspiel, 
die von Eaton und Engers (1992) entwickelt wurde. 
In diesem Ansatz dienen Handelsrestriktionen als 
glaubwürdige Drohungen, um politische Konzessio-
nen zu erzwingen. Diese Beiträge lieferten wichtige 
Grundlagen, blieben jedoch häufig auf stark ver-
einfachte Modelle beschränkt und konnten reale 
Machtverhältnisse nur begrenzt erfassen.
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Ein zentrales Fundament dieser Literatur bildet 
das Konzept der asymmetrischen Interdependenz, 
das auf Albert O. Hirschman (Hirschman, 1945) 
zurückgeht. Hirschman zeigt, dass wirtschaftliche 
Macht nicht primär aus absoluter Größe resultiert, 
sondern aus ungleichen Abhängigkeitsverhält-
nissen zwischen Staaten. Wenn ein Land stärker 
von einem anderen abhängig ist, z. B. bei der Ver-
sorgung mit essenziellen Importgütern, dann kann 
der weniger abhängige Partner diese Beziehung 
strategisch nutzen und politischen Einfluss aus-
üben. Gleichzeitig können Staaten Handelsstruk-
turen gezielt so gestalten, dass solche asymmetri-
schen Abhängigkeiten entstehen.

In der neueren Literatur werden diese Einsichten 
aufgegriffen und mit modelltheoretischen und 
quantitativen Ansätzen weiterentwickelt. Diese 
Arbeiten integrieren strategisches Verhalten in 
empirisch fundierte Handelsmodelle, insbeson-
dere in Gravitationsmodelle des internationalen 
Handels, die um Netzwerkstrukturen erweitert 
werden können. Dadurch wird es möglich, globale 
Produktions- und Lieferketten realistischer abzu-
bilden und geoökonomische Interaktionen quanti-
tativ zu analysieren. So kombinieren beispielsweise 
Thoenig (2024) und Mayer et al. (2025) internatio-
nale Verhandlungsspiele mit Handel „im Schatten 
von Krieg“ und quantifizieren den Zusammenhang 
zwischen Handelsintegration und Konfliktrisiken.

Parallel dazu nutzen Clayton et al. (2026a) und 
Clayton et al. (2026b) globale Input-Output-Netz-
werke, um zu analysieren, wie wirtschaftliche 
Macht entlang von Wertschöpfungsketten ausge-
übt wird. Ihre Ergebnisse zeigen, dass Staaten mit 
zentralen Positionen in Produktionsnetzwerken 
überproportionale Einflussmöglichkeiten besitzen, 
etwa durch das Zurückhalten kritischer Vorleis-
tungsgüter oder durch koordinierte Handels- und 

Finanzsanktionen. Zugleich systematisieren diese 
Arbeiten das wachsende Instrumentarium geoöko-
nomischer Politik, das neben klassischen Zöllen 
und nichttarifären Maßnahmen auch Import- oder 
Exportverbote, Investitions- und Exportkontrollen, 
Technologiebeschränkungen, Finanzrestriktionen 
oder -sanktionen und noch weitergehende Sank-
tionen (Felbermayr et al., 2021) umfassen kann. 
Liu und Yang (2025) zeigen, dass sich geoökonomi-
sche Macht aus asymmetrischen Importabhängig-
keiten ableiten und quantifizieren lässt. Der gegen-
wärtige Stand des Wissens über die Wirkungen von 
Zöllen wird von Ossa und Redding (2026) zusam-
mengefasst.

Im internationalen Handel lässt sich geoökonomi-
sche Macht dadurch messen, wie stark sich wirt-
schaftliche Zwangsmaßnahmen auf das Ziel- und 
das Ursprungsland auswirken. Konkret betrachtet 
wird dafür das Verhältnis der volkswirtschaftlichen 
Verluste (z. B. BIP, Produktion oder Wohlfahrt) im 
Zielland und im Ursprungsland, das durch den Ein-
satz geoökonomischer Instrumente entsteht. Diese 
Trade Benefit Ratios (TBR) oder Trade Hurting Ra-
tios (siehe z. B. Gersbach et al. (2025)) messen, wie 
groß der relative Schaden für das betroffene Land 
im Verhältnis zu den Verlusten des handelnden 
Landes ist. Eine hohe TBR bedeutet, dass ein Land 
geoökonomische Maßnahmen mit geringen rela-
tiven Eigenkosten einsetzen kann und somit über 
größere strategische Handlungsspielräume verfügt.

2.2  �Beispiele offenbarter 
geoökonomischer Macht

Die zunehmende Bedeutung geoökonomischer 
Instrumente zeigt sich in vielen aktuellen Ent-
wicklungen. Beispiele wie Exportkontrollen der 
Vereinigten Staaten gegenüber China im Halb-
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leiterbereich, chinesische Exportrestriktionen bei 
Seltenen Erden oder der japanisch-koreanische 
Handelskonflikt von 2019 verdeutlichen, dass 
der Einsatz geoökonomischer Instrumente in der 
Handelspolitik in der Regel auch in den Anwender-
ländern zu spürbaren wirtschaftlichen Verlusten 
führt. Zugleich zeigen diese Fälle, wie betroffene 
Länder versuchen, ihre Verwundbarkeit durch Di-
versifizierung und den Abbau von Abhängigkeiten 
zu verringern. Je nach Konstellation gelingt dies 
mit unterschiedlichem Erfolg (Mohr und Trebesch, 
2025; Makioka und Zhang, 2024).

Da der Einsatz geoökonomischer Instrumente 
unter erheblicher Unsicherheit darüber erfolgt, 
wie das betroffene Land reagiert und wie schnell es 
den entstehenden wirtschaftlichen Schaden durch 
Anpassungen begrenzen kann, werden solche Inst-
rumente insbesondere von der US-Administration 
de facto auch experimentell eingesetzt, wie der 
Zollkonflikt zwischen den Vereinigten Staaten und 
China im Jahr 2025 zeigt. Er veranschaulicht, dass 
sich geoökonomische Macht häufig erst bei deren 
Anwendung offenbart, und dass erst ihr tatsäch-
licher Einsatz den beteiligten Akteuren Informatio-
nen darüber liefert, wie andere Mächte reagieren. 
Das ist charakteristisch für Konflikte unter Unsi-
cherheit.

Im April 2025 eskalierte der sino-amerikanische 
Handelskonflikt, wobei beide Seiten ihre gegen-
seitigen Importzölle innerhalb weniger Tage auf 
mehr als 100 % anhoben. Berechnungen mit dem 
KOF-Handelsmodell (Gersbach et al., 2025) zeigen, 
dass die USA bei derart starken und nahezu sym-
metrischen Zollerhöhungen viel größere reale Pro-
duktions- und Einkommensverluste erleiden wür-
den als China. Ein Hauptgrund dafür ist die direkte 
und indirekte Abhängigkeit der amerikanischen 
Wirtschaft von chinesischen Zwischenprodukten, 

die deutlich größer ist als umgekehrt. Für weitere 
Untersuchungen der gesamtwirtschaftlichen Ver-
luste für die USA siehe Hinz et al. (2026).

In diesem Fall zeigt sich, dass der Einsatz von Zöl-
len gewissermaßen als Experiment der US-Admi-
nistration in der geopolitischen Auseinanderset-
zung mit China gedient haben könnte, das nach der 
Reaktion des betroffenen Landes und angesichts 
der zu erwartenden volkswirtschaftlichen Verluste 
eines andauernden Handelskriegs jedoch auch 
rasch wieder beendet wurde.

2.3  Folgerungen für die Handelspolitik

Sowohl die klassische wie auch die neuere geo-
ökonomische Literatur zeigt, dass wirtschaftliche 
Verflechtungen systematisch Machtasymmetrien 
erzeugen können. Diese Erkenntnis hat weitrei-
chende Implikationen für die Wirtschaftspolitik. 
Sie legt nahe, Handels- und Investitionsbeziehun-
gen nicht allein unter Wohlfahrts- und Vertei-
lungsgesichtspunkten zu bewerten, sondern auch 
im Hinblick auf ihren Einfluss auf potenzielle geo-
ökonomische Strategien im In- und Ausland. Eine 
solche handelspolitische Bewertung setzt allerdings 
Transparenz über die strategischen Abhängigkeiten 
eines Landes voraus. Diese strategischen Abhängig-
keiten analysieren wir im nächsten Kapitel für die 
Europäische Union.
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3.1  �Wo stehen die EU und 
Deutschland in der internationalen 
Wirtschaftsordnung?

Die internationalen Rahmenbedingungen haben 
Deutschland und die Europäische Union in jün-
gerer Zeit vor zusätzliche Herausforderungen ge-
stellt. So hat der Protektionismus weltweit seit 2008 
deutlich zugenommen (Evenett et al., 2026; WTO, 
2025). Zugleich hat auch die EU selbst in einzel-
nen Bereichen deutliche tarifäre und nichttarifäre 
Handelsbarrieren errichtet, insbesondere im Agrar-
sektor. Sie plant oder baut weitere Maßnahmen 
aus, die – ungeachtet ihrer jeweiligen politischen 
Zielsetzungen – handelsbeschränkende Wirkungen 
entfalten, etwa durch Schutzmaßnahmen im Stahl-
sektor, den Carbon Border Adjustment Mechanism 
(CBAM), die Corporate Sustainability Due Diligence 
Directive (CSDDD) oder die EU Deforestation Regu-
lation (EUDR).

Die Europäische Union hat an relativer wirtschaft-
licher Bedeutung für die Welt verloren. Dies zeigt 
sich etwa an ihrem Anteil am globalen Brutto
inlandsprodukt, der laut Eurostat (2025) unter 15 % 
liegt, an ihrer im Vergleich zu China oder Indien 
geringen Bevölkerung, an ihrem abnehmenden An-
teil an der weltweiten Patentaktivität. Aufgrund der 
demographischen Entwicklung und des wirtschaft-
lichen Aufholprozesses vieler Schwellenländer wird 
sich der relative Bedeutungsverlust in den nächs-
ten Jahrzehnten mit großer Wahrscheinlichkeit 
fortsetzen.

Es steht außer Frage, dass der Binnenmarkt er-
hebliche Wohlfahrtsgewinne für die Mitglieder 
der EU erzeugt (Felbermayr et al., 2022). Aber der 
gemeinsame Markt ist stark fragmentiert, was in 
der Praxis auch den Handel mit Drittstaaten be-
hindert (Fontagné und Yotov, 2024). Qualitative 

3	� Strategische Abhängigkeiten der EU 
und die Rolle der Handelspolitik

und sektorale Evidenz weist zudem auf erhebliches 
ungenutztes Potenzial im EU-Binnenmarkt hin: 
Unterschiedliche nationale Kennzeichnungs- und 
Verpackungsvorschriften erhöhen die Marktein-
trittskosten, territoriale Lieferbeschränkungen 
behindern den grenzüberschreitenden Einkauf 
günstigerer Produkte, und ein fragmentierter 
Transportsektor verlangsamt den Warenhandel. 
Zudem ist das öffentliche Beschaffungswesen trotz 
EU-Vorgaben weiterhin zugunsten nationaler 
Anbieter verzerrt. Diese Faktoren verdeutlichen 
zentrale strukturelle Hindernisse für eine stärkere 
Marktintegration (Cerdeiro und Rotunno, 2026).

Dazu kommt ein relativer Bedeutungsverlust der 
EU im Welthandel, sowohl bei Gütern als auch 
bei Dienstleistungen. China zählt für zahlreiche 
Volkswirtschaften zu den wichtigsten Partnern im 
Warenhandel und ist für einen Teil von ihnen der 
größte bilaterale Warenhandelspartner. Schließlich 
sieht sich die EU und insbesondere Deutschland 
einem sogenannten China-Schock II ausgesetzt, 
der im nächsten Kapitel näher besprochen wird. 
Aufgrund dieser relativen Schwäche der EU und 
der Konzentration des globalen Handels auf relativ 
wenige Drittstaaten stellt sich die Frage, wie stra-
tegische Abhängigkeiten identifiziert werden kön-
nen und wie mit ihnen umgegangen werden soll. 
Dieser Frage widmet sich der weitere Verlauf dieses 
Kapitels.

3.2  �Kriterien zur Identifikation 
strategischer Abhängigkeiten

Offene Märkte erzeugen stets Abhängigkeiten. 
Diese sind grundsätzlich kein Schwachpunkt, son-
dern eine logische Folge von Spezialisierung, ohne 
welche keine Effizienz- und Wohlstandsgewinne 
durch Handel erreichbar wären. Handelspolitisch 
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relevant werden sie jedoch dann, wenn sie asym-
metrisch sind und ein Anreiz besteht, sie als Macht-
instrument einzusetzen.

Wann ist eine Abhängigkeit strategisch relevant? 
Für die wirtschaftspolitische Analyse ist es notwen-
dig, strategische Abhängigkeiten zu identifizieren 
und von üblicher wirtschaftlicher Verflechtung 
zu unterscheiden. Dafür sind insbesondere fünf 
Kriterien maßgeblich. Nicht alle Kriterien müssen 
gleichzeitig erfüllt sein, damit eine Abhängigkeit 
als strategisch gilt. Erforderlich sind die Kriterien 2, 
4 und 5 sowie entweder Kriterium 1 oder 3.

1.	 Hohe Lieferlandkonzentration 
Ein bestimmtes Produkt wird überwiegend 
aus einem einzigen Land importiert. Eine sol-
che Konzentration lässt sich etwa anhand der 
Marktanteile der Lieferländer messen.

2.	 Geringe kurzfristige Substituierbarkeit 
Im Fall eines negativen Angebotsschocks kann 
kurzfristig nicht auf andere Anbieter ausgewi-
chen werden. Eine solche Abhängigkeit liegt vor, 
wenn ein Bezug des Produkts oder von Sub
stituten für das Produkt aus anderen Quellen 
kurzfristig nicht möglich ist, z. B. weil Produkti-
onsprozesse nicht schnell hochgefahren werden 
können oder nötige Rohstoffe fehlen.

3.	 Vorliegen von Chokepoint-Strukturen 
Anders als klassische Marktstrukturen erzeugen 
Chokepoints (Engpässe) Marktmacht nicht pri-
mär über Marktanteile, sondern über die Kont-
rolle zentraler Knotenpunkte innerhalb globaler 
Netzwerke, etwa von Meeresengen im mari-
timen Transport, Internetknoten oder Unter-
seekabeln in digitalen Netzwerken sowie von 
Clearing- und Nachrichtensystemen im interna-

tionalen Zahlungsverkehr; siehe z. B. Farrell und 
Newman (2019).7 Akteure, die solche Positionen 
innehaben, können den Zugang zu essenziel-
len Ressourcen, Technologien oder Infrastruktu-
ren steuern und diesen politisch instrumenta-
lisieren. Diese Form der Verwundbarkeit ist in 
klassischen Handelsdaten häufig nicht sichtbar, 
kann jedoch weitreichende ökonomische und 
politische Folgen haben.

4.	 Hohe ökonomische Relevanz der betroffenen 
Wirtschaftsaktivitäten 
Hohe ökonomische Relevanz haben Güter oder 
Dienstleistungen dann, wenn sie einen essen-
ziellen Charakter für den Konsum, als Vorleis-
tung in der Produktion oder als Investitionsgut 
haben. Der Ausfall solcher Güter würde entwe-
der unmittelbare starke Beeinträchtigungen des 
täglichen Bedarfs (etwa bei Lebensmitteln, Ener-
gie und Medikamenten) zur Folge haben oder 
zu weitreichenden Störungen in der Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen führen. 
Bei Dienstleistungen besteht eine hohe öko-
nomische Relevanz z. B. dann, wenn ein großer 
Teil der digitalen Infrastruktur eines Landes von 
ausländischer Software oder Hardware abhän-
gig ist.

5.	 Risiko des Einsatzes als geopolitisches 
Instrument durch andere Länder 
Abhängigkeiten gemäß den ersten vier Kriterien 
sind erst dann von strategischer Relevanz, wenn 
ein Risiko besteht, dass sie geopolitisch ausge-
nutzt werden. Ein solcher Anreiz ist beispiels-
weise gering, wenn der Einsatz des Instruments 
für das handelnde Land selbst höhere volkswirt-
schaftliche Kosten verursacht als für das Ziel-
land.

7	 Die Autoren thematisieren zusätzlich einen Panopticon-Effekt, der entsteht, wenn die Kontrolle über zentrale Knotenpunkte Zugang zu 
vertraulichen Informationen verschafft.
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Zur Identifizierung strategischer Abhängigkeiten 
werden verschiedene Ansätze verwendet. Dazu 
zählen risikobasierte Ansätze (Europäische Kom-
mission, 2021), Marktanteilsstudien (Arriola et al., 
2024), Analysen von Substitutionsmöglichkeiten 
(z. B. Flach et al. (2021), Felbermayr und Krebs 
(2023)) sowie Indikatoren, die die Wohlfahrtskosten 
von Importschocks auf Produktebene berechnen 
(Consonni und Magerman, 2026). Darüber hinaus 
kommen allgemeine Handelsmodelle zum Einsatz, 
um die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von 
Störungen zu analysieren, die durch den Einsatz 
geoökonomischer Instrumente ausgelöst werden 
(z. B. Gersbach et al. (2025)). Chokepoints wiederum 
können durch die Analyse von Handelsnetzwerken 
in zentralen Sektoren modelliert bzw. identifiziert 
werden (Elliott et al., 2022; Schwellnus et al., 2023).8

Um jedoch einschätzen zu können, ob Staaten sol-
che Abhängigkeiten als geopolitisches Instrument 
einsetzen könnten, muss auch der wirtschaftliche 
Schaden berücksichtigt werden, der dem handeln-
den Land selbst durch den Einsatz dieses Instru-
ments entsteht. Die Beispiele im letzten Kapitel 
illustrieren solche wirtschaftlichen Schadensverhält-
nisse, die durch weitere Metriken wie z. B. die Trade 
Benefit Ratios oder Trade Hurting Ratios kompakt 
erfasst werden können (Gersbach et al., 2025).

3.3  �Sektorale und systemische 
strategische Abhängigkeiten

Strategische Abhängigkeiten lassen sich grundsätz-
lich in sektorale und systemische Abhängigkeiten 
unterteilen. Sektorale Abhängigkeiten beziehen 
sich auf bestimmte Güter, Vorleistungen oder 
Technologien und betreffen damit einzelne Wirt-

schaftsbereiche. Systemische Abhängigkeiten ent-
stehen dagegen durch die Einbindung in zentrale 
Infrastrukturen, Netzwerke oder Plattformen, die 
für große Teile der Volkswirtschaft von Bedeutung 
sind. Während sektorale Abhängigkeiten häufig 
auf sektorale Wertschöpfungsketten begrenzt sind, 
können systemische Abhängigkeiten weite Teile 
der Wirtschaft gleichzeitig betreffen. Beide Formen 
können strategischer Natur sein, sofern die in Ab-
schnitt 3.2 beschriebenen Kriterien erfüllt sind.

Für die Europäische Union lassen sich außerhalb 
des militärischen und sicherheitsrelevanten Be-
reichs sieben zentrale strategische Abhängigkeiten 
identifizieren (siehe Gersbach (2026)).9 Allen diesen 
Abhängigkeiten ist gemein, dass sie gesamtwirt-
schaftlich relevante Bereiche betreffen und poten-
ziell als geopolitische Druckmittel eingesetzt wer-
den könnten. Sie sind dadurch charakterisiert, dass 
massive Störungen in einem solchen Bereich starke 
unmittelbare negative Auswirkungen auf das All-
tagsleben und/oder eine deutliche Verminderung 
der Produktion von Gütern und Dienstleistungen 
nach sich ziehen würden. Typischerweise ist das 
Drohpotenzial geoökonomischer Instrumente be-
sonders groß, wenn sie das Alltagsleben spürbar 
beeinträchtigen, sei es über Preiserhöhungen oder 
durch den Ausfall von Gütern oder Dienstleistun-
gen. Ein hoher Anpassungsdruck in der Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen bis hin zu Pro-
duktionsstopps infolge einer durch eine strategi-
sche Abhängigkeit ausgelösten Störung wirkt sich 
demgegenüber eher zeitverzögert aus.

Die Unterscheidung der strategischen Abhängig-
keiten in vier sektorale Abhängigkeiten in kriti-
schen Güter- und Technologiesektoren einerseits 
und in drei systemische Abhängigkeiten von 

8	 Siehe auch Kapitel II in Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK (2023).

9	 Die Zahl hängt vom Aggregationsniveau und der Abgrenzung sicherheitspolitischer Risiken ab. Zu den Abhängigkeiten der Handelspartner von 
Lieferungen aus der EU gibt es ebenfalls eine Literatur; siehe etwa Sultan und Matthes (2025).
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transnationalen Infrastrukturen und Netzwerken 
andererseits ermöglicht es, sowohl materielle Ver-
sorgungsrisiken als auch strukturelle Machtasym-
metrien zu erfassen. Diese Unterscheidung greift 
auch die politische Debatte um „offene strategische 
Autonomie“ auf (Europäische Kommission, 2021).

Sektorale strategische Abhängigkeiten betreffen die 
physische Verfügbarkeit essenzieller Güter sowie 
die Kontrolle über zentrale Produktionskapazitäten 
in relevanten Industrien. Im Folgenden werden 
kurz die wichtigsten sektoralen strategischen Ab-
hängigkeiten beschrieben, die in Gersbach (2026) 
zusammen mit den einschlägigen Literaturquellen 
ausführlich dargestellt werden.

1.	 Kritische Rohstoffe und ihre Veredelung 
Die Europäische Union ist in hohem Maße von 
Importen wichtiger Rohstoffe, insbesondere 
Seltener Erden und kritischer Mineralien, sowie 
von deren Veredelung abhängig. Diese Abhän-
gigkeit resultiert aus der starken geografischen 
Konzentration von Förderung und Verarbeitung 
sowie aus begrenzten Substitutionsmöglichkei-
ten.

2.	 Halbleiter 
Halbleiterwertschöpfungsketten weisen eine 
hohe Fragmentierung und Komplexität bei 
gleichzeitiger Konzentration zentraler techno-
logischer Kompetenzen auf. Einzelne Segmente, 
insbesondere im Bereich fortgeschrittener Fer-
tigung und spezialisierter Ausrüstung, fungieren 
als strukturelle Chokepoints, deren Kontrolle im 
Prinzip erhebliche geoökonomische Macht mit 
sich bringt. Die Konzentration zentraler Pro-
duktionskapazitäten und technologischer Fähig-
keiten in wenigen Ländern schafft damit strate-
gische Abhängigkeiten.

3.	 Energiesektor 
Trotz Diversifizierungsbemühungen bestehen 
weiterhin substanzielle Importabhängigkeiten 
bei fossilen Energieträgern, aber auch in der 
Photovoltaik. Zugleich entstehen im Zuge der 
Energiewende neue Abhängigkeiten, etwa bei 
Wasserstoff, Batterien und den entsprechenden 
Vorprodukten.

4.	 Pharmazeutische Vorprodukte und kritische 
Medikamente 
Die Herstellung von Wirkstoffen und Vorpro-
dukten für viele Generika sowie für Arzneimit-
tel von besonderer Versorgungsrelevanz ist stark 
auf Asien konzentriert. China nimmt insbeson-
dere bei pharmazeutischen Ausgangs- und Zwi-
schenstoffen eine Schlüsselstellung ein. Auch 
Indien ist ein bedeutender Hersteller von Wirk-
stoffen und Generika. Bei einzelnen Wirkstof-
fen und Vorprodukten besteht eine sehr hohe 
Abhängigkeit von chinesischen Lieferungen.

Die vorliegende Liste stellt eine Systematisierung 
grundlegender Typen strategischer Abhängigkeiten 
dar. Weitere Verwundbarkeiten, etwa in spezifi-
schen Industrien oder Technologiefeldern, lassen 
sich in der Regel diesen Kategorien zuordnen. 
So kann beispielsweise die Entwicklung und An-
wendung künstlicher Intelligenz als Kombination 
mehrerer Abhängigkeitstypen verstanden werden: 
Sie beruht auf leistungsfähigen Halbleitern, ist in 
digitale Infrastrukturen und Cloud-Systeme einge-
bettet und hängt zugleich von globalen Datenöko-
systemen ab. Ähnliche Überlagerungen finden sich 
auch in anderen Zukunftstechnologien, etwa im 
Bereich Batterien oder Wasserstoff.
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Daneben bestehen jedoch auch Verwundbarkeiten, 
die sich nicht unmittelbar aus den aufgeführten 
Kategorien ergeben und die die Grundkriterien 
strategischer Abhängigkeit in geringerem Maße er-
füllen. Im Agrar- und Ernährungssystem ergeben 
sie sich beispielsweise aus der Abhängigkeit von 
importierten Vorleistungen wie Düngemitteln und 
Futtermitteln sowie aus der engen Einbindung in 
globale Agrarmärkte (FAO, 2026; Arriola et al., 2024).

Systemische Abhängigkeiten ergeben sich aus der 
Einbindung in globale Infrastrukturen und Trans-
portnetzwerke, deren Funktionsweise durch zen-
trale Knotenpunkte gesteuert ist. Hierzu zählen 
insbesondere:

1.	 Internationale Finanz- und 
Zahlungsinfrastruktur 
Die Europäische Union ist tief in globale 
Finanznetzwerke eingebunden, deren zentrale 
Knotenpunkte teilweise außerhalb ihres unmit-
telbaren Einflussbereichs liegen. Insbesondere 
die Dominanz des US-Dollars und die Kontrolle 
über zentrale Infrastrukturen des internationa-
len Zahlungsverkehrs ermöglichen es einzelnen 
Akteuren, den Zugang zu regulieren oder gezielt 
einzuschränken.

2.	 Digitale Infrastrukturen und 
Plattformökonomien 
Strategische Abhängigkeiten bestehen insbe-
sondere gegenüber außereuropäischen Cloud-
Diensten, Plattformen und Datenökosystemen, 
aber auch bei Betriebssystemen und Kommu-
nikationsgeräten. Hinzu kommt die Macht, die 
sich aus der Kontrolle über Daten und Algorith-
men ergibt. Diese Bereiche sind durch starke 
Skaleneffekte, Marktkonzentration und ausge-
prägte Lock-in-Dynamiken gekennzeichnet.

3.	 Maritime Logistik und globale 
Transportnetzwerke 
Der internationale Handel ist auf einige physi-
sche und organisatorische Engstellen angewie-
sen, darunter strategische Seewege und große 
Häfen. Störungen an diesen Knotenpunkten 
können weitreichende wirtschaftliche Auswir-
kungen haben. Ein Beispiel aus dem Jahr 2026 
ist die Straße von Hormus im Krieg zwischen 
den Vereinigten Staaten und Israel auf der einen 
sowie Iran auf der anderen Seite.

3.4  EU, USA und China

Die EU, die USA und China sind durch ein komple-
xes System an Lieferketten für Zwischenprodukte 
sowie Investitions- und Konsumgüter verbunden, 
dessen Bedeutung sich in den letzten Jahren nur 
wenig verändert hat. Eine Ausnahme bilden die 
direkten Warenimporte der USA aus China, die 
deutlich zurückgegangen sind und inzwischen zu 
einem beträchtlichen Teil über Drittländer abgewi-
ckelt werden (Ossa, 2026). Neuere Untersuchungen 
zeigen jedoch, dass geoökonomische Fragmentie-
rung häufig weniger zu einem deutlichen Rück-
gang wirtschaftlicher Verflechtungen als vielmehr 
zu deren Reorganisation führt. Handelsströme 
werden verstärkt über Drittstaaten umgeleitet und 
Produktionsnetzwerke werden auch teilweise über 
Direktinvestitionen angepasst. Damit werden in-
direkte Abhängigkeiten aufgebaut (Mayer et al., 
2025). Dadurch kann die tatsächliche wirtschaft-
liche Verflechtung zwischen geopolitischen Rivalen 
deutlich stärker sein, als es bilaterale Handelsdaten 
nahelegen.

Dies erschwert nicht nur die Messung strategischer 
Abhängigkeiten, sondern begrenzt zugleich die 
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Wirksamkeit einfacher „Decoupling“-Strategien. 
Für die Europäische Union folgt daraus, dass geo-
ökonomische Risiken stärker entlang gesamter 
Wertschöpfungsketten analysiert werden sollten.

Aus Sicht der EU und Deutschlands sind zwei 
weitere Beobachtungen von besonderer Relevanz: 
Erstens erzeugen die starken wirtschaftlichen 
Verflechtungen der EU mit den USA und China 
Wohlstand in der EU, aber in beträchtlichem Maße 
auch in den beiden großen Wirtschaftsmächten. 
Quantitative Analysen zeigen, dass symmetrische 
Handelskonflikte zwischen großen Wirtschafts-
räumen in der Regel auf beiden Seiten erhebliche 
Wohlfahrtsverluste verursachen (Felbermayr und 
Krebs, 2023). Dies lässt sich anhand hypothetischer 
Szenarien quantitativ illustrieren. Würden etwa 
die EU und die USA symmetrisch ihre Handels-
barrieren um 30 % erhöhen, so hätten beide Wirt-
schaftsräume ähnlich große Wohlstandsverluste zu 
tragen: Die bilateralen TBRs für das verarbeitende 
Gewerbe, sowohl isoliert als auch in Kombination 
mit dem Dienstleistungssektor, liegen aus Sicht der 
EU in einem vergleichsweise hohen Bereich und 
relativ nahe bei 1 (siehe Gersbach et al. (2026)). Eine 
symmetrische Verschlechterung der Handelsbezie-
hungen zwischen der EU und den USA oder zwi-
schen der EU und China würde somit jeweils auf 
beiden Seiten erhebliche Wohlfahrtsverluste ver-
ursachen.10 Der Einsatz spezifischer geoökonomi-
scher Instrumente in einzelnen Sektoren oder Sys-
temen kann jedoch durchaus stark asymmetrische 
volkswirtschaftliche Verluste erzeugen. Für die USA 
und China gehören Verbesserungen ihrer geopoli-
tischen Position gegenüber dem jeweiligen Rivalen 
zu den angestrebten Wirkungen des Einsatzes geo-
ökonomischer Instrumente. Volkswirtschaftliche 

Kosten können daher zugunsten geopolitischer 
Gewinne bewusst in Kauf genommen werden.

Zweitens weisen auch die beiden globalen Wirt-
schaftsmächte USA und China strategische Abhän-
gigkeiten auf, etwa bei Halbleitern und Seltenen 
Erden. Magnete aus Seltenen Erden etwa führen 
die Vereinigten Staaten zu 80 % aus China ein, ei-
nige wichtige Medikamente zu über 90 %. Um bei 
besonders exponierten Importgütern, bei denen 
strategische Abhängigkeiten bestehen, autark 
zu werden, müssten die USA ihre Produktion in 
den betroffenen Sektoren ungefähr verdoppeln 
(Anderson et al., 2026). Im Vergleich zur EU ist je-
doch die Zahl der strategischen Abhängigkeiten 
deutlich geringer. Zudem könnten die USA und 
China in der Regel auch schneller reagieren, wenn 
es Engpässe geben sollte. Zudem sind die strate-
gischen Abhängigkeiten auf systemischer Ebene 
deutlich schwächer als in der EU.

3.5  �Umgang mit strategischen 
Abhängigkeiten

Risiken, welche sich durch strategische Abhängig-
keiten und den möglichen Einsatz von geoökono-
mischen Instrumenten ergeben, werden in die op-
timale Organisation von Lieferketten der privaten 
Wirtschaftsakteure eingehen. Wie aber bereits in 
Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK (2023) dar-
gelegt, führt dies nicht zu einer optimalen Versor-
gungssicherheit aus gesamtwirtschaftlicher Sicht, 
weil die privaten Wirtschaftsakteure die Auswir-
kungen ihrer Lieferkettenentscheidung auf die Ver-
sorgungssicherheit einer Volkswirtschaft insgesamt 
nicht ausreichend berücksichtigen oder staatliche 

10	 Daraus folgt nicht, dass es für die EU oder die USA keinen Anreiz gibt, einseitig Zölle im Warenbereich zu erheben, um die Terms of Trade zu 
verbessern. Wenn aber beide, die EU und die USA, Zölle im Warenbereich als bestmögliche Antwort auf die Zölle der anderen Wirtschaftseinheit 
wählen würden, wären diese Zölle positiv, würden aber zu Wohlfahrtsverlusten für beide führen (siehe Bagwell und Staiger (1999) und Bagwell 
und Staiger (2004) für die Theorie der optimalen Zölle und die Begründungen für Prinzipien, welche dieses Gefangenendilemma lösen). 
Für aktuelle Berechnungen zur Höhe von Optimalzöllen siehe etwa Dávila et al. (2025) oder Itskhoki und Mukhin (2025).
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Hilfe in Krisensituationen erwarten. Bei strategi-
schen Abhängigkeiten stellt sich diese Problematik 
in verschärftem Ausmaß. Einzelne Unternehmen 
berücksichtigen bei ihren Beschaffungs- und In-
vestitionsentscheidungen die gesamtwirtschaft-
lichen Kosten strategischer Abhängigkeiten nicht 
vollständig. Es liegt somit eine „geoökonomische 
Externalität“ vor. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
kann es daher sinnvoll sein, strategische Abhängig-
keiten gezielt zu reduzieren, um dem Einsatz geo-
ökonomischer Instrumente durch Drittstaaten vor-
zubeugen und zugleich die eigene geoökonomische 
Handlungsfähigkeit zu stärken.

Strategische Abhängigkeiten lassen sich, sofern dies 
politisch gewünscht ist, jedoch nur langsam ab-
bauen. Mögliche Maßnahmen lassen sich in zwei 
Kategorien einteilen. Auf der einen Seite stehen re-
aktive Maßnahmen, die ergriffen werden können, 
wenn ein ausländischer Staat versucht, strategische 
Abhängigkeiten geopolitisch zu instrumentalisie-
ren. Dazu zählen erstens handelspolitische Maß-
nahmen auf europäischer Ebene, wie sie etwa im 
bereits implementierten Anti-Coercion Instrument 
angelegt sind, und zweitens eine insgesamt verbes-
serte und schnellere Governance der EU im Krisen-
fall.

Auf der anderen Seite kommen präventive Maß-
nahmen in Betracht. Diese werden unabhängig von 
konkreten geoökonomischen Bedrohungsfällen 
durch Drittstaaten ergriffen. Hierzu gehört erstens 
die Stärkung der europäischen Verhandlungsmacht 
durch eine Vertiefung des Binnenmarktes und 
Maßnahmen im Finanz- und Technologiebereich, 
etwa durch den digitalen Euro und die Kapital-
marktunion und Anreize für Firmen in diesem 
Bereich, Abhängigkeiten zu reduzieren.

Zweitens kommt eine Industriepolitik infrage, 
die die heimische Produktion in kritischen Sek-
toren gezielt stärkt, wie dies beispielsweise mit 
dem European Chips Act angestoßen wurde. Die 
Möglichkeiten und Grenzen der Industriepolitik 
werden in Wissenschaftlicher Beirat beim BMWE 
(2025) dargelegt. Drittens könnten Abhängigkeiten 
auch durch handelspolitische Maßnahmen wie 
Diversification Tariffs (Felbermayr, 2026) reduziert 
werden.

In diesem Gutachten fokussieren wir uns auf han-
delspolitische Maßnahmen und treffen keine Aus-
sagen über die Vor- und Nachteile der anderen ge-
nannten Ansätze. Eine handelspolitische Strategie 
sollte sich jedoch nicht auf die Reduktion strategi-
scher Verwundbarkeiten beschränken. Langfristig 
kommt es ebenso darauf an, die geoökonomische 
Position der Europäischen Union zu stärken. 
Hierzu gehört insbesondere, günstige Rahmen-
bedingungen dafür zu schaffen, dass europäische 
Unternehmen zu unverzichtbaren Anbietern kri-
tischer Güter, Technologien und Dienstleistungen 
werden. Eine solche offensive Perspektive stärkt die 
Verhandlungsposition und die geoökonomische 
Handlungsfähigkeit der Europäischen Union.

Aufgrund des verstärkten Einsatzes geoökonomi-
scher Instrumente, der geopolitischen Rivalität 
zwischen den USA und China, der strategischen 
Abhängigkeiten der EU sowie des China-Schocks 
II ergeben sich deshalb fünf zentrale handelspoliti-
sche Fragen. Erstens: In welchem Umfang und mit 
welchen Instrumenten kann die Handelspolitik 
dazu beitragen, strategische Abhängigkeiten der 
Europäischen Union zu reduzieren? Zweitens: Wie 
kann die Handelspolitik, in Verbindung mit der 
Weiterentwicklung des Binnenmarktes, die wirt-
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schaftliche Widerstands- und Handlungsfähigkeit 
der EU gegenüber geoökonomischem Druck stär-
ken? Drittens: Wie können die handelspolitischen 
Reaktionsmöglichkeiten der Europäischen Union 
beim Einsatz geoökonomischer Instrumente durch 
Drittstaaten verbessert werden? Viertens: Welche 
Perspektiven bestehen für die Weiterentwicklung 
des multilateralen Handelssystems unter den Be-
dingungen zunehmender geoökonomischer Frag-
mentierung? Und fünftens: Wie kann die Handels-
politik dazu beitragen, dass der China-Schock II zu 
einem Produktivitäts- und Innovationsimpuls für 
die europäische Wirtschaft wird?

Die Antworten auf diese Fragen werden in den 
Kapiteln 6 bis 8 im Zentrum stehen. In den beiden 
nächsten Kapiteln legen wir dazu weitere Grund-
lagen und erörtern als Nächstes den China-Schock 
II und mögliche handelspolitische Reaktionen. Ver-
änderungen der internationalen Handelsbeziehun-
gen können nämlich stets auch Verlierergruppen 
in einzelnen Ländern hervorbringen, insbesondere 
dann, wenn große negative Schocks einzelne Re-
gionen oder Branchen treffen. Gegenwärtig ist 
dies vor allem im Zusammenhang mit dem China-
Schock II auch in Deutschland und in der EU ins-
gesamt ein wichtiges Thema (Klement, 2025).
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4.1	 Die Rolle Chinas im Welthandel

In der Debatte wird unter dem China-Schock I 
der starke Anstieg der Importpenetration chinesi-
scher Güter in vielen westlichen Ländern infolge 
des WTO-Beitritts im November 2001 verstanden. 
Vor allem arbeitsintensive Industrien kamen unter 
Druck. Empirische Studien belegen regional kon-
zentrierte negative Beschäftigungseffekte in den 
USA (Autor et al., 2013) und Südeuropa (Branstetter 
et al., 2019), die auch politische Folgen haben kön-
nen (Colantone und Stanig, 2018). In Deutschland 
waren die aggregierten Beschäftigungseffekte des 
ersten China-Schocks deutlich geringer als in den 
Vereinigten Staaten. Regional traten gleichwohl 
Verluste in importkonkurrierenden Regionen auf 
(Dauth et al., 2014). Die neuere Literatur zeichnet 
ein deutlich differenzierteres Bild des ersten China-
Schocks. Mehrere Arbeiten zeigen, dass frühe Ana-
lysen die positiven Effekte günstigerer Importe, 
steigender Produktivität und der Integration globa-
ler Wertschöpfungsketten teilweise unterschätzten. 
Insbesondere wurden Exporteffekte und Beschäf-
tigungsgewinne in exportorientierten Unterneh-
men sowie in nachgelagerten Industrien zunächst 
nur begrenzt berücksichtigt (siehe Feenstra und 
Sasahara (2018); Bloom et al. (2016)).

Darüber hinaus zeigen neuere allgemeine Gleich-
gewichtsanalysen, dass der China-Schock I erheb-
liche Gesamtwohlfahrtsgewinne erzeugte, auch 

4	� Der „China-Schock II“ und handels
politische Reaktionsoptionen

wenn diese ungleich verteilt waren und regional 
konzentrierte Anpassungskosten verursachten 
(Caliendo et al., 2019). Damit erscheint der erste 
China-Schock nicht als eindimensionaler Deindus-
trialisierungsschock, sondern vielmehr als komple-
xer Strukturwandel mit erheblichen Verteilungs-
wirkungen, sektoralen Anpassungsprozessen und 
zugleich substanziellen gesamtwirtschaftlichen 
Effizienzgewinnen.

Der gegenwärtige China-Schock II markiert eine 
qualitativ neue Phase des internationalen Wett-
bewerbs. Sie ist durch eine breit angelegte Expan-
sion Chinas in kapital- und technologieintensiven 
Sektoren geprägt. Neue empirische Evidenz zeigt, 
dass China seinen Handelsüberschuss in den ver-
gangenen Jahren erheblich ausgeweitet hat. Ge-
mäß Tordoir und Setser (2025) zum Beispiel sind 
zuletzt Größenordnungen von deutlich über 
1 Billion US-Dollar Überschuss im Warenhandel 
erreicht worden. Gleichzeitig sind in einer Vielzahl 
von chinesischen Industriesektoren Zugewinne 
bei globalen Exportmarktanteilen zu beobachten 
(de Soyres et al. (2026)). Besonders ausgeprägt ist 
diese Dynamik in technologisch anspruchsvol-
len Bereichen wie Elektrofahrzeugen, Maschinen, 
Batterien und industriellen Vorleistungen. Neuere 
Analysen zeigen, dass ein signifikanter Teil des Ex-
portwachstums auf gezielt geförderte Sektoren 
entfällt (de Soyres et al., 2026). Abbildungen 1 – 4 
illustrieren diese Entwicklungen.
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Abbildung 2: Veränderung des Anteils chinesischer Exporte nach Sektoren (in Prozentpunkten)

Quelle: Macrobond. Abgerufen am 21.05.2026

Quelle: de Soyres et al. (2026)
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Empirische Evidenz zeigt zudem, dass China in-
nerhalb kurzer Zeit eine dominante Position im 
globalen Elektrofahrzeugmarkt aufgebaut hat. Das 
Land produziert rund 75 % aller neuen Elektro-
fahrzeuge weltweit. China überholte die EU bei 
den Automobilexporten gemessen an der Zahl der 
Fahrzeuge bereits 2024. Die chinesischen Exporte 
von Elektroautos verdoppelten sich 2025 gegen-
über dem Vorjahr. Ihr Anteil an den gesamten chi-
nesischen Automobilexporten lag 2025 bei mehr 
als 35 %. Fast 60 % aller 2025 aus Drittländern in die 
EU importierten Elektroautos kamen aus China 
(IEA, 2026). Diese Entwicklung umfasst auch Fahr-
zeuge internationaler Hersteller, deren Produktion 
nach China verlagert wurde, und unterstreicht die 
zunehmende Bedeutung Chinas als zentraler Pro-
duktionsstandort innerhalb globaler Automobil-
netzwerke.

Wingender et al. (2024) zeigen, dass die zuneh-
mende chinesische Wettbewerbsfähigkeit im Elek-
trofahrzeugsektor Anpassungskosten für die EU 
erzeugt und dass protektionistische Reaktionen 
diese Kosten erhöhen können. Mögliche Erklärun-
gen für Chinas Wettbewerbsposition sind staatliche 
Förderung, Skaleneffekte und technologische Lern-
prozesse. Im Automobilsektor zeigt sich zudem, 
dass sich dieser Wettbewerb nicht auf die Endmon-
tage von Fahrzeugen beschränkt. Vielmehr beruht 
die Wettbewerbsfähigkeit chinesischer Anbieter 
auf einer integrierten industriellen Basis entlang 
der gesamten Wertschöpfungskette. Im Bereich 
der Batterietechnologie beherbergt China die welt-
weit führenden Hersteller (IEA, 2026). Wichtig ist 
auch, dass die Arbeitskosten in China zwar deutlich 
niedriger sind als in Deutschland, aber nicht den 
Hauptfaktor für den Preisvorteil chinesischer Elek-
trofahrzeuge ausmachen (IEA, 2024).

Auch in vorgelagerten Stufen der Wertschöpfungs-
kette besteht eine hohe Marktkonzentration. China 
dominiert die Verarbeitung kritischer Rohstoffe für 

die Industrie und weist hier sehr hohe Marktan-
teile auf (USGS, 2026). Diese vertikale Integration 
ermöglicht es, Kostenvorteile entlang der gesamten 
Produktionskette zu realisieren und Preissetzungs-
spielräume strategisch zu nutzen.

Zur theoretischen Einordnung lässt sich diese Ent-
wicklung als industriepolitisch geprägter Wett-
bewerbsschock interpretieren, der über mehrere 
Kanäle wirkt. Auf Grundlage von Modellen mono-
polistischer Konkurrenz mit heterogenen Unter-
nehmen (Melitz, 2003) kann staatliche Förderung 
als Reduktion fixer und variabler Kosten ver-
standen werden, wodurch sich Markteintritt und 
Exportaktivitäten ausweiten. Ergänzend zeigt ein 
vertikal integrierter Ansatz (Antràs und Chor, 2013), 
dass die Kontrolle über Vorleistungssektoren zu-
sätzliche Kostenvorteile in nachgelagerten Indus
trien erzeugen kann.

Die empirischen Befunde von Wingender et al. 
(2024) sind in diesem Zusammenhang konsistent 
mit drei Faktoren: erstens Kostenvorteile durch 
staatliche Unterstützung, zweitens Skaleneffekte 
aufgrund großer Binnenmärkte und drittens In-
novationen und Kontrolle entlang der Wertschöp-
fungsketten. Zusammen führen diese Faktoren zu 
einer Verschiebung der globalen Angebotsstruktur 
und erzeugen erheblichen Preisdruck auf Import-
märkten. In Kombination mit großen Kapazitäten 
erhöht dies die Wahrscheinlichkeit langanhalten-
der globaler Preis- und Wettbewerbsanpassungen.

Die vorliegenden Erkenntnisse legen insbesondere 
nahe, dass der China-Schock II kein sektoraler, 
sondern ein systemischer Wettbewerbsschock ist. 
Im Unterschied zu früheren Entwicklungen betrifft 
er nicht nur einzelne Industrien, sondern ganze 
industrielle Ökosysteme entlang von Wertschöp-
fungsketten. Hinzu kommt, dass China nicht nur 
als Wettbewerber auftritt, sondern gleichzeitig ein 
zentraler Lieferant von Vorleistungen ist.
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Klassische Ausgleichsmechanismen wie Wechsel-
kursanpassungen, in diesem Fall eine Aufwertung 
der chinesischen Währung, scheinen nicht oder 
jedenfalls nicht in ausreichendem Maße zu wirken. 
Der chinesische Renminbi ist nicht frei konvertibel 
und substanzielle Kapitalverkehrskontrollen er-
schweren die Konversion. Schätzungen des IWF-
Stabs deuten darauf hin, dass die Währung im Be-
zugsjahr unterbewertet war, mit einer Bandbreite 
von 12 % bis 21 % (IWF, 2026).

Der China-Schock II entfaltet seine Wirkungen je-
doch nicht nur direkt in Europa und Nordamerika, 
sondern zunehmend auch in Drittstaaten. Beson-
ders betroffen sind Schwellenländer mit export-
orientierten Industriestrukturen, die in direktem 
Wettbewerb mit chinesischen Produzenten stehen, 
welche auch in Drittmärkten erhebliche Marktan-
teilsgewinne erzielen.

Dies erzeugt indirekte Rückwirkungen auf 
Deutschland und die Europäische Union. Erstens 
verschärft sich der Wettbewerbsdruck auf europäi-
schen Exportmärkten außerhalb Europas. Zweitens 
können schwächere Wachstumsdynamiken in be-
troffenen Drittstaaten die globale Nachfrage nach 
europäischen Investitions- und Konsumgütern 
dämpfen. Drittens steigt das Risiko handelspoliti-
scher Spannungen und protektionistischer Gegen-
maßnahmen auch außerhalb der transatlantischen 
Beziehungen. Der China-Schock II besitzt damit 
nicht nur eine europäische oder transatlantische 
Dimension, sondern betrifft auch die globale in-
dustrielle Arbeitsteilung insgesamt.

4.2  EU und Deutschland

Deutschland ist von dieser Entwicklung in be-
sonderem Maße betroffen. Dies ergibt sich aus der 
Kombination aus hoher Exportorientierung, sek-
toraler Spezialisierung und enger wirtschaftlicher 

Verflechtung mit China. China ist, gemessen am 
Wert der gehandelten Waren, zusammen mit den 
USA der wichtigste Handelspartner Deutschlands 
(Destatis, 2026). Insbesondere in zwei deutschen 
Schlüsselindustrien und deren Wertschöpfungs-
ketten – der Automobilindustrie und dem Maschi-
nenbau – nimmt der Wettbewerbsdruck deutlich 
zu. China ist in diesen Bereichen zugleich ein 
wichtiger Absatzmarkt und ein zunehmend tech-
nologisch konkurrenzfähiger, teils sogar überlege-
ner Anbieter. Deutsche Unternehmen sehen sich 
daher sowohl im Inland als auch auf Drittmärkten 
wachsender Konkurrenz ausgesetzt (Matthes, 2026). 
Deutschland ist in zahlreichen Bereichen in erheb-
lichem Umfang auf Importe aus China angewiesen 
(Flach et al., 2021). Diese doppelte Rolle verstärkt 
die Verwundbarkeit, da Wettbewerb und Abhängig-
keit zusammenfallen.

Für Deutschland ergibt sich daraus auch eine 
doppelte strukturelle Herausforderung. Einerseits 
steigt der Wettbewerbsdruck auf die heimische In-
dustrie sowohl im Binnenmarkt als auch auf inter-
nationalen Absatzmärkten. Andererseits bestehen 
gleichzeitig strategische Abhängigkeiten in Vorleis-
tungsbereichen, z. B. bei Batterien, elektronischen 
Komponenten, pharmazeutischen Wirkstoffen und 
kritischen Materialien.

Der zunehmende Wettbewerbsdruck Chinas auf 
zentrale deutsche Industriebranchen könnte 
grundsätzlich als Ausdruck veränderter klassischer 
oder moderner komparativer Vorteile interpretiert 
werden. Unter dieser Interpretation wäre zu er-
warten, dass eine nachlassende Exportdynamik in 
einzelnen Industrien in Deutschland durch eine 
höhere Dynamik in anderen Sektoren ausgeglichen 
wird. Ein Blick auf die Exportdynamik und die In-
dustrieproduktion in Deutschland zeigt jedoch ein 
anderes Bild. Die Exportdynamik ist abnehmend 
(Destatis, 2026) und die Industrieproduktion ist seit 
2018 deutlich rückläufig.
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Quelle: Eurostat (2026)

Jedoch ist bei der Interpretation der deutschen 
Industrieschwäche Vorsicht geboten. Die auf euro-
päischer Ebene beobachtbaren Produktionsdaten 
sprechen nicht dafür, die schwache Entwicklung 
Deutschlands überwiegend auf den China-Schock 
II zurückzuführen. Die Entwicklung der Industrie-
produktion deutet vielmehr darauf hin, dass die In-
dustrieproduktion der EU insgesamt bis etwa 2022 
im Trend zunahm und erst danach nachließ, wäh-
rend Deutschland deutlich schlechter abschnitt als 
der EU-Durchschnitt. Daraus folgt, dass zusätzliche, 
spezifisch deutsche Faktoren eine wichtige Rolle 
spielen müssen. Der Umstand, dass mehrere andere 
Mitgliedstaaten, darunter insbesondere Länder mit 
industrieller Stärke in Mittel- und Osteuropa, bes-
ser abschneiden, relativiert die These, wonach der 
chinesische Wettbewerbsdruck im Wesentlichen 
die deutsche Schwäche erklärt.

Hinzu kommt, dass die deutsche Schwäche nicht 
nur auf einzelne, besonders stark China-exponierte 
Sektoren begrenzt ist (Scheiblecker, 2026). Wäre der 
China-Schock II die dominante Erklärung, würde 
man erwarten, dass die Belastung je nach sektoraler 
Betroffenheit unterschiedlich stark ausfällt. Detail-
liertere Untersuchungen zeigen, dass Deutschland 
sektorübergreifend schwach abschneidet und dass 
diese Schwäche nicht primär aus der sektoralen 
Zusammensetzung der Industrie erklärt werden 
kann. Das spricht dafür, dass Standortfaktoren, 
Kostenbelastungen, Marktaustritten und binnen-
wirtschaftlichen Hemmnissen in Deutschland eine 
signifikantere Bedeutung zukommt. Zudem ist 
zwischen Industrieproduktion und industrieller 
Wertschöpfung zu unterscheiden. Die Erkennt-
nisse aus Scheiblecker (2026) und Lehmann und 
Wollmershäuser (2025) zeigen, dass die Industrie-
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produktion in Deutschland ungünstiger verlief als 
die reale Industriewertschöpfung. Dies legt nahe, 
dass innerhalb der Industrie ein Strukturwandel 
hin zu wertschöpfungsintensiveren Segmenten 
stattfindet. Auch könnte bei einer Neuorganisation 
von Lieferketten eine Verlagerung von Wertschöp-
fungsschritten in den Dienstleistungssektor statt-
finden. Ein Rückgang in der Produktion ist daher 
nicht mit einem gleich starken Verlust an indus
trieller Leistungsfähigkeit gleichzusetzen.

Allerdings deuten neueste Zahlen (z. B. Tordoir und 
Setser (2026)) auf einen stärkeren Produktionsrück-
gang in den letzten Jahren in denjenigen deutschen 
Industriezweigen hin, deren Produktportfolio sich 
stärker mit demjenigen Chinas überschneidet. 
Dies spricht dafür, dass der zunehmende Wettbe-
werbsdruck aus China zum jüngsten Rückgang der 
deutschen Industrieproduktion beigetragen hat, 
wenngleich sich das Ausmaß dieses Beitrags bislang 
nicht belastbar quantifizieren lässt.

4.3  �Handelspolitische Antworten auf 
den China-Schock II

Auch wenn der China-Schock II nur zum Teil die 
Ursache für die andauernde Industrieschwäche in 
Deutschland ist, wird dieser Schock die deutsche 
Wirtschaft in den nächsten Jahren stark beein-
flussen und die Diskussion auf die Absicherung 
von als kritisch angesehenen Industrien mit neuen 
Schutzinstrumenten gegen chinesische Importe 
sowie eine aktive industriepolitische Flankierung 
verschieben.

In wirtschaftshistorischer Perspektive weist 
diese Entwicklung Parallelen zum Wettbewerbs-
schock durch japanische Automobilhersteller in 

den Vereinigten Staaten in den 1980er Jahren auf. 
Baily und Gersbach (1995) zeigen, wie groß die Pro-
duktivitätsunterschiede zwischen japanischen und 
amerikanischen Automobilproduzenten inklusive 
der Zuliefererindustrie waren. Diese Unterschiede 
lösten einen erheblichen Anpassungsdruck aus 
und zugleich wurde die effizientere Produktions-
technologie durch Direktinvestitionen japanischer 
Unternehmen – die sogenannten „Transplants“ – in 
die Vereinigten Staaten gebracht. Dieses historische 
Beispiel zeigt, dass Direktinvestitionen ein zentra-
ler Kanal für Technologietransfer und Produktivi-
tätsfortschritte sein können.

Die USA erwirkten von Japan „freiwillige“ Export-
beschränkungen (Voluntary Export Restraints, 
kurz: VERs). Durch die mengenmäßige Reduktion 
von Exporten sollte die US-Automobilindustrie 
geschützt werden. In der Tat kam es zu steigenden 
Preisen in den Vereinigten Staaten und zu einer 
strategischen Verschiebung japanischer Exporte 
hin zu höherwertigen Fahrzeugen (Feenstra, 1984). 
Quantitative Analysen zeigen, dass es dabei zu 
erheblichen Rentenverschiebungen nach Japan 
kam und dass insbesondere US-Konsumenten 
die Wohlfahrtsverluste trugen (Berry et al., 1999). 
Theoretisch lassen sich VERs als implizites Kartell 
interpretieren, das den Wettbewerb verringert und 
die Preise erhöht. In Summe kommt die Literatur 
zu dem Ergebnis, dass VERs zwar politisch attraktiv 
waren und der US-amerikanischen Automobil-
industrie Zeit zur Anpassung verschafften, ökono-
misch jedoch ineffizient wirkten und mit erhebli-
chen Wohlfahrtsverlusten einhergingen.11

„Freiwillige“ Exportbeschränkungen sind daher 
kein geeignetes Instrument zur Bewältigung des 
China-Schocks II und wären zudem außerhalb des 
WTO-Regelwerks. Anders als freiwillige Exportbe-

11	 Aus der Sicht der USA wären Importzölle, die mit denselben Mengen- und Preiseffekten verbunden gewesen wären, besser gewesen, weil die 
Knappheitsrenten durch Zolleinnahmen in den USA geblieben wären.
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schränkungen dienen sogenannte Ausgleichszölle 
dem Ausgleich nachgewiesener Wettbewerbsver-
zerrungen durch staatliche Subventionen und blei-
ben grundsätzlich innerhalb des WTO-Regelwerks, 
sofern die Voraussetzungen des WTO-Subventions-
übereinkommens erfüllt sind.

Damit stellt sich die Frage, wie die Handelspoli-
tik reagieren kann, um den Produzenten von 
Elektrofahrzeugen in Deutschland zu helfen, den 
teilweisen Produktivitäts- und Technologierück-
stand gegenüber China aufzuholen – sei es durch 
bestehende Unternehmen oder durch neue Direkt-
investitionen.

Eine zentrale Option besteht in der verstärkten An-
wendung gezielter Antisubventionsmaßnahmen. 
Nach den Regeln der Welthandelsorganisation 
sind Ausgleichszölle zulässig, wenn spezifische 
staatliche Subventionen nachgewiesen werden 
können und diese zu einer Schädigung oder zu-
mindest zu einer ernsthaften Schadensdrohung 
für die heimische Industrie führen. Die jüngere 
Praxis der Europäischen Union folgt diesem An-
satz. So wurden im Bereich batterieelektrischer 
Fahrzeuge Ausgleichszölle gegenüber Importen aus 
China eingeführt, nachdem eine entsprechende 
Untersuchung zu dem Ergebnis kam, dass die 
chinesische Wertschöpfungskette in erheblichem 
Umfang staatlich gefördert wird und dadurch 
eine Schädigung europäischer Hersteller droht 
(Europäische Union, 2024).

Eine ergänzende Rolle spielen ausländische Direkt-
investitionen, darunter Investitionen produktiver 
chinesischer Unternehmen, wie sie etwa in Ungarn 
oder Spanien zu beobachten sind. Direktinvestitio-
nen stellen einen wichtigen Kanal für Technologie-
transfer und Produktivitätsgewinne dar, wie histo-

rische Beispiele zeigen. Idealerweise stärken sowohl 
die Anpassungsanstrengungen der heimischen 
Industrie als auch zusätzliche Direktinvestitionen 
technologisch führender Unternehmen die indus-
trielle Basis in der EU und in Deutschland. Solche 
Investitionen könnten durch die Marktlage und 
eine Verschärfung der Antisubventionsmaßnah-
men angeregt werden und mit entsprechendem 
Technologietransfer einhergehen.

Da solche Produktivitäts- und Technologieauf-
holprozesse Zeit benötigen und keine rasche 
Antwort auf den China-Schock II darstellen, ist 
zu prüfen, ob weitere Maßnahmen in Betracht ge-
zogen werden sollten. Diskutiert wird dabei ein 
breites Spektrum an Optionen. Dieses reicht von 
fiskal- und währungspolitischen Maßnahmen der 
chinesischen Regierung, mit denen die heimische 
Nachfrage gestärkt und außenwirtschaftliche 
Ausgleichsmechanismen besser wirksam werden 
könnten, bis hin zu deutlich verschärften industrie- 
und handelspolitischen Maßnahmen der EU.

Weitergehende handelspolitische Maßnahmen wä-
ren etwa VERs, lokale Wertschöpfungsvorschriften 
(„Buy European“) oder eine direkte Förderung aus-
ländischer Direktinvestitionen und Joint Ventures. 
VERs und lokale Wertschöpfungsvorschriften sind 
jedoch beide ineffiziente Schutzinstrumente, weil 
sie den heimischen Anpassungsanstrengungen 
eher entgegenwirken und verstärkte Direktinves-
titionen sowie Technologietransfer nur indirekt 
begünstigen. Zudem würde sich die EU damit in 
einen Bereich begeben, der nicht mehr mit dem 
multilateralen WTO-Rahmen vereinbar ist. In die-
sem Zusammenhang gewinnt auch die laufende 
Diskussion über einen europäischen „Industrial 
Accelerator Act“ (IAA) an Bedeutung. Ziel eines 
solchen Ansatzes wäre es, Investitionen in strate-
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gisch relevante Industrien durch schnellere Ge-
nehmigungsverfahren, bessere Koordination und 
eine Vereinfachung regulatorischer Prozesse zu 
beschleunigen. Sollte dabei aber die Gleichbehand-
lung von importierten und inländisch produzierten 
Waren aufgegeben werden und der WTO-Grund-
satz der Inländerbehandlung (GATT Art. III) verletzt 
werden, würde daraus ein protektionistisches Inst-
rument werden, und es müsste mit Gegenmaßnah-
men gerechnet werden.

Während die EU durch einen verstärkten Ein-
satz handelspolitischer Instrumente wie gezielter 
Antisubventionsmaßnahmen indirekt zusätzli-
che Direktinvestitionen chinesischer Firmen mit 
überlegener Produktivität fördern kann, erscheint 
eine darüber hinausgehende gezielte Förderung 
in Deutschland aus volkswirtschaftlicher Sicht 
kaum sinnvoll. Solche Direktinvestitionen suchen 
typischerweise Standorte, an denen Arbeitskosten, 
Arbeitsmarktregulierung und Arbeitskräftepoten-

zial in besonders günstiger Weise zusammen-
wirken, was nicht in erster Linie für Deutschland 
spricht. Eine aktive staatliche Förderung chinesi-
scher Direktinvestitionen erscheint für Deutsch-
land daher nicht angezeigt. Davon zu unterschei-
den sind marktgetriebene Direktinvestitionen. Wie 
die aktuellen Diskussionen über Beteiligungen 
chinesischer Unternehmen an europäischen und 
deutschen Automobilstandorten zeigen, können 
solche Investitionen, sofern sie keine sicherheitsre-
levanten Bereiche betreffen, den Technologietrans-
fer fördern und zur Sicherung industrieller Kapazi-
täten beitragen.

Ergänzend sollte geprüft werden, wie bestehende 
innovationsorientierte Förderinstrumente im Kon-
text des China-Schocks II gezielter eingesetzt wer-
den können, um Technologietransfer und Produk-
tivitätsanpassung durch freiwillige Joint Ventures 
und gemeinsame Forschungs- und Entwicklungs-
projekte zu beschleunigen.
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5.1  �Klassische Grundlagen von 
Handelsabkommen

Die moderne ökonomische Theorie internatio-
naler Handelsabkommen basiert auf der Einsicht, 
dass nationale Handelsbeschränkungen grenz-
überschreitende Externalitäten erzeugen. Wenn 
Regierungen Zölle unilateral festlegen, berücksich-
tigen sie primär nationale Wohlfahrtswirkungen, 
während die Effekte auf ausländische Produzenten, 
insbesondere über Terms-of-Trade-Veränderungen, 
unberücksichtigt bleiben. Dies führt zu ineffizient 
hohen Handelsbarrieren und zu einem Niveau des 
Marktzugangs, das unterhalb des global effizienten 
Niveaus liegt.

Diese grundlegende Problematik wird in der 
Theorie von Bagwell und Staiger (1999) als ein 
strategisches Interaktionsproblem zwischen Staa-
ten betrachtet. Ohne Kooperation ergibt sich ein 
Ergebnis, das durch gegenseitige Handelsbarrieren 
geprägt ist, obwohl alle Länder von einer koordi-
nierten Senkung der Barrieren profitieren würden. 
Handelsabkommen wie das GATT/WTO-System 
sind daher als institutionelle Lösung dieses Dilem-
mas zu interpretieren.

Wesentlich ist dabei, dass das multilaterale Sys-
tem als ein regelgebundener Verhandlungsansatz 
verstanden wird, der nicht nur Ergebnisse – etwa 
niedrigere Zölle – erzeugt, sondern auch den Ver-
handlungsprozess selbst strukturiert. Ein solcher 
institutioneller Rahmen kann komplizierte Ver-
handlungen vereinfachen, schafft stabile Erwartun-
gen und definiert Marktzugangsrechte. Damit wird 
ein Umfeld für Verhandlungen geschaffen, in dem 
kooperative Lösungen überhaupt erst erreichbar 
werden.

Die Funktionsfähigkeit dieses Systems basiert auf 
zwei Prinzipien:

Meistbegünstigung (MFN). Das MFN-Prinzip ver-
pflichtet Staaten, Handelsvorteile gegenüber einem 
Partner allen Mitgliedern zu gewähren. Ökono-
misch erfüllt dieses Prinzip mehrere Funktionen. 
Erstens reduziert es die Komplexität multilateraler 
Verhandlungen, da nicht für jeden Handelspartner 
separate Vereinbarungen getroffen werden müssen. 
Zweitens verhindert es diskriminierende Handels-
politik und begrenzt damit die Möglichkeit stra-
tegischer Ausnutzung von Marktmacht. Drittens 
sichert es den Wert ausgehandelter Konzessionen, 
indem es verhindert, dass diese durch spätere Prä-
ferenzabkommen entwertet werden.

Darüber hinaus trägt MFN zur Stabilisierung von 
Erwartungen bei. Wenn einmal gewährte Markt-
öffnungen nicht selektiv gegenüber einzelnen Part-
nern zurückgenommen werden können, entsteht 
ein hohes Maß an Vorhersehbarkeit, was für Inves-
titionsentscheidungen und die Organisation globa-
ler Wertschöpfungsketten von großer Bedeutung 
ist. In diesem Sinne fungiert MFN als Handelsregel 
und als institutionelles Fundament für wirtschaft-
liche Integration.

Reziprozität. Das Prinzip der Reziprozität verlangt, 
dass Marktöffnungen auf Gegenseitigkeit beruhen. 
Es reduziert Trittbrettfahreranreize und erhöht die 
politische Durchsetzbarkeit von Handelsabkom-
men. Gleichzeitig stellt es sicher, dass Handels-
liberalisierungen als ausgewogen wahrgenommen 
werden und dadurch politisch stabiler sind.

Ein wichtiger ökonomischer Mechanismus besteht 
darin, dass die wesentlichen Wohlfahrtsgewinne 

5	� Die Krise der WTO und die Rolle 
neuer Handelsverträge
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aus Handelsabkommen häufig nicht primär aus 
dem verbesserten Zugang zu ausländischen Märk-
ten resultieren, sondern aus der eigenen Markt-
öffnung. Reziprozität ermöglicht es Regierungen, 
innenpolitisch schwierige Reformen durch inter-
nationale Verpflichtungen umzusetzen.

Zusammen bilden diese beiden Prinzipien die 
Grundlage des regelbasierten Systems. Entschei-
dend ist dabei, dass dieses System sowohl ökono-
mische Effizienz erzeugt als auch Vorhersehbarkeit 
und Glaubwürdigkeit stärkt und Verhandlungs
kosten reduziert.

5.2  �Empirische Evidenz zu GATT und 
WTO

Die empirische Literatur zur Wirkung des GATT/
WTO-Systems hat sich seit den frühen 2000er 
Jahren erheblich weiterentwickelt. Die Ausgangs-
arbeit von Rose (2004) auf Basis eines erweiterten 
Gravitationsmodells fand keinen signifikanten 
Zusammenhang zwischen WTO-Mitgliedschaft 
und Handelsvolumen. Dieses Ergebnis löste eine 
umfangreiche Debatte aus. Rose selbst verwies auf 
mehrere mögliche Erklärungen: die Ausstrahlungs-
effekte der Meistbegünstigung auch auf Nicht-Mit-
glieder, autonome Liberalisierungsmaßnahmen 
sowie die begrenzte Effektivität der WTO in be-
stimmten Sektoren.

Nachfolgende Arbeiten haben diese Ergebnisse 
differenziert und teilweise revidiert. Subramanian 
und Wei (2007) zeigen, dass die WTO erhebliche 
Handelseffekte erzeugt, diese jedoch stark hetero-
gen sind und von der tatsächlichen Liberalisie-
rungstiefe abhängen. Goldstein et al. (2007) weisen 
darauf hin, dass viele Länder bereits vor ihrem 
offiziellen Beitritt de facto Teil des Systems waren, 
sodass eine rein formale Betrachtung der Mitglied-
schaft die Effekte unterschätzt.

Mit weiteren methodischen Fortschritten unter-
suchen Felbermayr und Kohler (2006) und 
Helpman et al. (2008), wie die WTO dazu beiträgt, 
dass neue Handelsbeziehungen entstehen, was in 
früheren Studien nicht ausreichend berücksichtigt 
wurde. Mit strukturellen Gravitationsmodellen 
und umfassenden Datensätzen kann die neueste 
Literatur die Auswirkungen einer WTO-Mitglied-
schaft noch tiefer erfassen. Die Ergebnisse von 
Larch et al. (2025) legen nahe, dass die Mitglied-
schaft in der WTO den bilateralen Handel signi-
fikant erhöht. Darüber hinaus zeigt die Studie, 
dass die WTO über den Mitgliederkreis hinaus 
positive Effekte entfaltet, insbesondere durch 
gesteigerte Transparenz und Standardisierung, 
welche auch den Handel mit Nicht-Mitgliedern 
fördern. Auch die Wohlfahrtseffekte sind erheblich. 
Felbermayr et al. (2024) zeigen, dass die Teilnahme 
am multilateralen Handelssystem zu signifikan-
ten, länderspezifisch unterschiedlich ausgeprägten 
Wohlfahrtsgewinnen führt. Diese entstehen nicht 
nur durch Exportsteigerungen, sondern insbeson-
dere auch durch günstigere Importe und eine effi-
zientere Allokation von Ressourcen.

Insgesamt ergibt sich ein konsistentes Bild: Das 
GATT/WTO-System hat den Welthandel signi-
fikant ausgeweitet und substanzielle Wohlfahrts-
gewinne erzeugt. Zugleich zeigt die Literatur, 
dass diese Effekte länderspezifisch heterogen 
ausfallen und die zugrunde liegenden Wirkungs-
mechanismen komplexer sind als ursprünglich 
angenommen.

5.3  �Begründungen für die 
WTO-Prinzipien in Zeiten 
starker geopolitischer Rivalität

Die zunehmenden geoökonomischen Rivalitäten 
stellen die klassischen Annahmen der Handels-
theorie vor neue Herausforderungen. Während die 
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traditionelle Theorie primär wohlfahrtsorientiertes 
Verhalten der Akteure unterstellt, zeigen aktu-
elle Entwicklungen eine stärkere Orientierung an 
macht- und sicherheitspolitischen Zielen.

Mattoo et al. (2024) erweitern daher die Perspek-
tive, indem sie geopolitische Präferenzen syste-
matisch in die Analyse integrieren. Ihr zentrales 
Ergebnis ist, dass wirtschaftliche Kooperation auch 
unter geopolitischen Spannungen möglich bleibt, 
solange Staaten weiterhin ökonomische Wohlfahrt 
berücksichtigen. Kooperation bricht erst dann voll-
ständig zusammen, wenn geopolitische Motive 
völlig dominieren. Gleichzeitig erfasst der Beitrag 
nur eine Art der Handelspolitik in einer Welt mit 
geoökonomischer Rivalität. Zudem bleibt es eine 
Herausforderung, wie ein Übergang von einem al-
ten Regime mit geringer geopolitischer Rivalität zu 
einem neuen mit höherer Rivalität im Rahmen der 
gültigen WTO-Regeln gestaltet werden könnte.

Mit diesen Überlegungen und den Ausführungen 
in Kapitel 2 lassen sich die WTO-Prinzipien auch in 
Zeiten größerer geopolitischer Rivalitäten begrün-
den. Weiterhin reduziert MFN nämlich Anreize zur 
diskriminierenden Zollsetzung und begrenzt damit 
eine strategische Terms-of-Trade-Politik. Zudem 
kann es eine Ankerfunktion erfüllen, denn MFN 
verhindert eine vollständige Fragmentierung des 
Welthandels und ermöglicht die spätere Multilate-
ralisierung von plurilateralen Abkommen, welche 
im nächsten Kapitel besprochen werden.12

Zudem bleiben traditionelle Begründungen für 
die Meistbegünstigungsklausel relevant. Sie wirkt 
als Standardisierungsmechanismus und reduziert 
Komplexität, handelspolitische Unsicherheit sowie 
administrative Kosten. Empirische Evidenz zeigt, 
dass die Zollpolitik der Trump-Administration im 

Jahr 2025 erhebliche Zusatzkosten dieser Art ver-
ursacht hat (vgl. etwa Abberger et al. (2026)). Auch 
ermöglicht MFN eine rasche Teilnahme kleinerer 
Länder im Welthandelssystem.

Gleichzeitig ist zu betonen, dass in Zeiten zuneh-
mender geopolitischer Rivalität erhebliche Anreize 
insbesondere für große und ökonomisch mächtige 
Länder entstehen, von diesen Prinzipien, speziell 
vom MFN-Prinzip, abzuweichen. Diskriminierende 
Handelspolitik kann gezielt eingesetzt werden, um 
geopolitische Ziele zu verfolgen, wirtschaftliche 
Abhängigkeiten auszunutzen oder strategische In-
dustrien zu fördern. Solche Abweichungen können 
kurzfristig aus nationaler Sicht rational erscheinen, 
untergraben jedoch die Stabilität des multilateralen 
Systems.

Daher gewinnt das Prinzip der Reziprozität an Be-
deutung. Es kann dazu beitragen, die politische 
Akzeptanz von Handelsabkommen zu erhöhen, 
asymmetrische Marktöffnungen zu begrenzen und 
Anreize zur Teilnahme an kooperativen Arrange-
ments aufrechtzuerhalten. Unter Bedingungen 
wachsender Wettbewerbsverzerrungen durch 
Subventionen, staatliche Eingriffe und sicherheits-
politisch motivierte Maßnahmen wird Reziprozität 
zu einem zentralen Mechanismus, um Kooperation 
politisch tragfähig zu gestalten.

In Zeiten großer geopolitischer Rivalität ist das 
WTO-System nicht selbststabilisierend. Seine 
Funktionsfähigkeit hängt entscheidend davon ab, 
ob die Mitgliedstaaten weiterhin bereit sind, die 
Vorteile regelbasierter Kooperation höher zu ge-
wichten als strategische Gewinne. Dies impliziert 
die Notwendigkeit institutioneller Weiterentwick-
lungen. Speziell stellt sich die Frage, wie regelba-
sierte Kooperation unter Bedingungen zunehmen-

12	 Es gilt das Resultat, dass, wenn ein Land zu einer Gruppe von Ländern für den Handel mit Gütern und Dienstleistungen dazustößt, die 
aggregierten Wohlfahrtsveränderungen der ursprünglichen Gruppe positiv sind, auch wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass einzelne 
Länder Wohlfahrtsverluste erleiden (siehe Gersbach et al. (2025) und Gersbach und Haller (2001)).
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der geopolitischer Rivalität erhalten werden kann. 
Diese Fragen werden im folgenden Kapitel im 
Rahmen einer Reformagenda für die WTO weiter 
vertieft.

In der Summe ergibt sich, dass die WTO-Prinzipien 
auch unter veränderten geopolitischen Rahmen-
bedingungen ökonomisch fundiert bleiben, ihre 
praktische Umsetzung jedoch zunehmend heraus-
gefordert wird und eine Anpassung institutioneller 
Arrangements erfordert.
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Die in den vorangegangenen Kapiteln dargestellten 
Entwicklungen verdeutlichen, dass sich die multi-
laterale Handelsordnung in einer Phase tiefgreifen-
der Transformation befindet. Die eingeschränkte 
Streitbeilegung, die wachsende Zahl unilateraler 
Maßnahmen und die unzureichende Anpassung 
der Regelwerke an neue wirtschaftliche Realitäten 
untergraben die Bindungswirkung multilateraler 
Regeln (WTO, 2026).

Es bedarf deshalb einer pragmatischen Reform-
agenda, die politische Realitäten berücksichtigt, zu-
gleich die zentralen Funktionen des Systems stärkt 
und ambitioniert ist. Ziel ist es, die WTO als insti-
tutionellen Anker offener Märkte zu erhalten und 
gleichzeitig ihre Anpassungsfähigkeit zu erhöhen.

Die wichtigsten Aspekte einer solchen Reform-
agenda werden in den folgenden Unterabschnitten 
erläutert.

6.1  �Offener Plurilateralismus als neues 
Betriebsmodell

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass in 
der WTO das Konsensprinzip zwar de jure nicht in 
jedem Fall vorgeschrieben ist, de facto jedoch die 
Entscheidungsfindung prägt und zunehmend zu 
Blockaden führt (Langhammer, 2026). Fortschritte 
in der Regelsetzung werden durch heterogene Inte-
ressenlagen erschwert oder verhindert.

Daher sollte die WTO stärker auf ein Modell des 
offenen Plurilateralismus ausgerichtet werden. 

6	� Empfehlungen zur Reform der WTO 
und zur Förderung offener plurilate-
raler Kooperation: Ein pragmatischer 
Ansatz nach Yaoundé

Beispiele für solche offenen plurilateralen Ab-
kommen bestehen bereits heute, zum Beispiel das 
Comprehensive and Progressive Agreement for 
Trans-Pacific Partner-ship (CPTPP). Gruppen willi-
ger Mitglieder sollten die Möglichkeit erhalten, in 
zentralen Bereichen voranzugehen, ohne auf voll-
ständigen Konsens angewiesen zu sein (siehe auch 
Langhammer (2026)). Voraussetzung hierfür ist eine 
institutionelle Ausgestaltung, die Fragmentierung 
vermeidet: Die Teilnahme bleibt freiwillig, Vorteile 
werden konditional, vor allem auf Basis von Rezi-
prozität, gewährt, und Abkommen bleiben offen 
für einen späteren Beitritt weiterer Mitglieder. Ein 
solcher Ansatz ermöglicht Fortschritte in zentralen 
Politikfeldern.

Offene plurilaterale Abkommen müssen sich da-
bei nicht auf den Abbau von Handelshemmnissen 
beschränken. Sie können zum Beispiel die tech-
nologische Zusammenarbeit stärken, etwa durch 
gemeinsame Forschungs- und Entwicklungspro-
gramme und die Abstimmung innovationspoliti-
scher Förderinstrumente. Dies ergänzt die handels-
politische Öffnung um eine innovationspolitische 
Dimension und stärkt langfristig Wettbewerbsfä-
higkeit und geoökonomische Resilienz.

Da neue plurilaterale Abkommen innerhalb der 
WTO aufgrund der institutionellen Blockaden der-
zeit nur begrenzt realisierbar sind, sollten gleich-
gesinnte Staaten offene plurilaterale Abkommen 
nicht vom Fortgang einer WTO-Reform abhängig 
machen und solche Abkommen gegebenenfalls 
auch außerhalb der WTO vorantreiben. Die WTO 
sollte sich jedoch noch stärker zu einer Plattform 



30 6  �EMPFEHLUNGEN ZUR REFORM DER WTO UND ZUR FÖRDERUNG OFFENER PLURILATERALER KOOPERATION

entwickeln, die solche offenen Arrangements insti-
tutionell aufnimmt, ihre Regeln harmonisiert und 
den späteren Beitritt weiterer Mitglieder erleichtert.

Gerade unter zunehmenden geoökonomischen 
Spannungen können plurilaterale Abkommen dazu 
beitragen, die starke Fragmentierung des Welt-
handelssystems zu verhindern und gleichzeitig 
flexible Kooperationsformen zu ermöglichen. Die 
ökonomische Literatur zeigt zudem, dass plurilate-
rale Abkommen zusätzliche Liberalisierungsanreize 
schaffen können, ohne bestehende präferenzielle 
Handelsabkommen zu verdrängen. Vielmehr er-
gänzen sie diese, indem sie zusätzliche Koopera-
tionsmöglichkeiten eröffnen, wenn multilaterale 
Verhandlungen blockiert sind (Chochua et al., 2026; 
Hoekman und Mavroidis, 2015; Hoekman und 
Sabel, 2021).

Entscheidend für eine spätere Integration solcher 
Abkommen in den multilateralen Rahmen ist, dass 
sie von Anfang an offen für den Beitritt weiterer 
Staaten ausgestaltet werden, auf WTO-kompatiblen 
Regeln beruhen und keine dauerhaften exklusiven 
Präferenzclubs schaffen. Die WTO sollte hierfür 
institutionelle Verfahren entwickeln, mit denen 
offene plurilaterale Abkommen schrittweise in den 
multilateralen Regelbestand übernommen werden 
können.

6.2  �Rebalancierung von 
Meistbegünstigung und 
Reziprozität

Ein wichtiger Bestandteil der Reformagenda ist die 
Rebalancierung von Meistbegünstigung (MFN) und 
Reziprozität. Mit Rebalancierung ist eine verän-
derte institutionelle Gewichtung ihrer Anwendung 
unter geoökonomischen Rahmenbedingungen 
gemeint. Während das Meistbegünstigungsprinzip 

weiterhin den Regelfall bildet, soll das Reziprozi-
tätsprinzip stärker zur Ausgestaltung plurilateraler 
Kooperationen und zur Reaktion auf wirtschaft-
lichen Zwang herangezogen werden. Dies kann 
beispielsweise bedeuten, dass im Rahmen offener 
plurilateraler Abkommen weitergehende Marktöff-
nungen oder gemeinsame Reaktionsmechanismen 
nur zwischen Staaten vereinbart werden, die ver-
gleichbare Verpflichtungen übernehmen.

Die Meistbegünstigung stellt das zentrale Nicht-
diskriminierungsprinzip dar, während Reziprozität 
die politische Grundlage für wechselseitige Libera-
lisierung bildet. Beide Prinzipien wirken komple-
mentär und sind konstitutiv für das multilaterale 
Handelssystem.

Die ökonomische Fundierung des MFN-Prinzips 
wurde in Kapitel 5 ausführlich dargestellt. Zu-
sammenfassend lässt sich festhalten, dass MFN 
zur Internalisierung internationaler Externalitäten 
beiträgt, Transaktionskosten reduziert und eine 
zentrale Ankerfunktion in einem potenziell frag-
mentierten Handelssystem erfüllt. Gerade unter 
Bedingungen zunehmender geopolitischer Rivali-
tät kommt diesen Eigenschaften weiterhin große 
Bedeutung zu, da sie zur Stabilisierung von Erwar-
tungen beitragen und eine vollständige Segmentie-
rung des Welthandels begrenzen.

Gleichzeitig zeigen die in Kapitel 5 beschriebe-
nen Entwicklungen, dass insbesondere große und 
ökonomisch mächtige Länder zunehmend An-
reize haben, von nicht diskriminierenden Regeln 
abzuweichen. Diskriminierende handelspoliti-
sche Maßnahmen werden gezielt eingesetzt, um 
geopolitische Ziele zu verfolgen, wirtschaftliche 
Abhängigkeiten auszunutzen oder strategische 
Industrien zu fördern. Diese Entwicklung erhöht 
den politischen Druck, Handelsvorteile stärker an 
konkrete Gegenleistungen zu knüpfen. Ebenfalls 
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wurde in Kapitel 5 ausgeführt, dass das Prinzip der 
Reziprozität an Bedeutung gewinnt, um Koopera-
tion weiterhin politisch tragfähig zu gestalten.

Eine mögliche institutionelle Weiterentwicklung 
des MFN-Prinzips könnte in eng begrenzten geo-
politischen Ausnahmeregelungen innerhalb des 
WTO-Rahmens bestehen.13 Solche Regelungen 
könnten es ermöglichen, unter klar definierten 
Voraussetzungen zeitlich und sachlich begrenzte 
Abweichungen von den allgemeinen Nichtdis-
kriminierungsregeln zuzulassen. Dadurch könn-
ten geoökonomische Anpassungsprozesse stärker 
innerhalb des multilateralen Systems stattfinden, 
anstatt außerhalb der WTO. Eine solche Strategie 
setzt zugleich die glaubwürdige Durchsetzung 
bestehender Regeln voraus. Sofern also neue Aus-
nahmeregelungen geschaffen werden, sollten diese 
mit einer Stärkung der Durchsetzungsfähigkeit be-
stehender Regeln einhergehen. Zudem sollten auch 
neue handelspolitische Instrumente möglichst 
innerhalb eines regelgebundenen multilateralen 
oder plurilateralen Rahmens angewendet werden. 
Dadurch kann verhindert werden, dass notwendige 
Flexibilität zu einer weiteren Fragmentierung des 
Welthandelssystems führt.

Die zunehmende Bedeutung von Reziprozität 
unter geopolitischen Spannungen legt zugleich 
nahe, dass kooperative Arrangements künftig stär-
ker selektiv und konditional ausgestaltet werden. 
Insbesondere plurilaterale Abkommen bieten hier 
einen Ansatzpunkt, indem sie es ermöglichen, 
Gruppen von Ländern mit weitergehenden Ver-
pflichtungen und abgestimmten Reaktionsmecha-
nismen zu bilden. Eine spezielle Rolle plurilateraler 
Abkommen als Instrument zur institutionellen Ab-
sicherung gegen wirtschaftlichen Zwang wird im 
folgenden Abschnitt näher ausgeführt.

6.3  �Plurilaterale Resilienzabkommen 
als Antwort auf geoökonomischen 
Zwang

Vor dem Hintergrund der in Kapitel 5 sowie in 
Abschnitt 6.2 dargestellten Spannungen zwischen 
Meistbegünstigung und Reziprozität können plu-
rilaterale Abkommen eine systemische Funktion 
erhalten. Über ihre klassische Rolle als Instrumente 
zur Handelsliberalisierung hinaus könnten sie 
nämlich als institutionelle Antwort auf geoökono-
mischen Zwang ausgestaltet werden.

Im Folgenden bezeichnen wir solche Arrangements 
als plurilaterale Resilienzabkommen. Diese zielen 
darauf ab, die kollektive Handlungsfähigkeit gegen-
über wirtschaftlichem Zwang zu stärken und die 
Verwundbarkeit einzelner Staaten zu reduzieren. 
Naheliegende Partner für solche Resilienzabkom-
men sind insbesondere mittlere Handelsmächte 
wie beispielsweise Japan, Kanada, Australien, Neu-
seeland, Südkorea, das Vereinigte Königreich und 
weitere gleichgesinnte Partner, die ebenfalls ein 
starkes Interesse an offenen Märkten und regel-
basierter Kooperation haben. Die Abkommen 
sollten zugleich offen für den späteren Beitritt 
weiterer Staaten ausgestaltet werden, sofern diese 
die vereinbarten Regeln und Verpflichtungen 
übernehmen.

Ausgangspunkt ist ein strukturelles Koordinations-
problem bei ökonomischem Zwang. Einzelne Staa-
ten verfügen häufig nur über begrenzte Möglich-
keiten, auf geoökonomischen Druck zu reagieren, 
insbesondere bei ausgeprägten asymmetrischen 
Abhängigkeiten. Unkoordinierte oder verzögerte 
Reaktionen mindern die Wirksamkeit möglicher 
Gegenmaßnahmen und erhöhen die Anfälligkeit 
gegenüber wirtschaftlichem Zwang. Daraus er-

13	 Vgl. auch Mattoo et al. (2026), die als mögliche institutionelle Weiterentwicklung eine begrenzte „geopolitical exemption“ 
von den WTO-Prinzipien der Reziprozität und Meistbegünstigung diskutieren.
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gibt sich ein klassisches Kollektivgutproblem: Die 
Bereitstellung wirksamer Abschreckung ist für ein-
zelne Akteure kostspielig, ihr Nutzen jedoch breit 
verteilt.

Plurilaterale Resilienzabkommen können dieses 
Problem adressieren, indem sie Reaktionskapazitä-
ten bündeln und institutionell verankern. Im Kern 
geht es dabei um die Erhöhung der erwarteten Kos-
ten geoökonomischen Zwangs durch koordinierte 
Gegenmaßnahmen. Wenn potenzielle Anwender 
solcher Instrumente davon ausgehen müssen, dass 
Maßnahmen gegen ein einzelnes Land eine abge-
stimmte Reaktion mehrerer Partner auslösen, steigt 
die Abschreckungswirkung erheblich. Allerdings ist 
für die Glaubwürdigkeit entscheidend, dass solche 
Gegenmaßnahmen auch tatsächlich getroffen wer-
den, falls es zu geoökonomischem Zwang kommt.

Institutionell lassen sich solche Abkommen als 
Klubarrangements verstehen und umfassen neben 
marktöffnungsbezogenen Verpflichtungen Mecha-
nismen zur gemeinsamen Bewertung von Fällen 
wirtschaftlichen Zwangs und zur Reaktion darauf. 
Zentrale Elemente können sein:

	z standardisierte Verfahren zur Identifikation 
und Bewertung geoökonomischer Zwangsmaß-
nahmen, die eine gemeinsame Entscheidungs-
grundlage schaffen;

	z abgestufte Reaktionsmechanismen;
	z klar definierte Verfahrensregeln, die Transpa-

renz, Vorhersehbarkeit und Glaubwürdigkeit der 
Reaktionen erhöhen.

Die Instrumente solcher Resilienzabkommen 
sollten abgestuft ausgestaltet sein. Sie reichen von 
einer gemeinsamen diplomatischen Reaktion und 
politischen Konsultationen über koordinierte han-
delspolitische Maßnahmen sowie gemeinsame 
Diversifizierungs- und Beschaffungsstrategien bis 

hin zu Unterstützungsmechanismen für besonders 
betroffene Partner. Ergänzend sollten die Abkom-
men Mechanismen zum Informationsaustausch 
enthalten oder könnten sogar eine gemeinsame 
Bewertung geoökonomischer Risiken sowie die ge-
meinsame Analyse strategischer Abhängigkeiten 
vorsehen.

Konzeptionell stellen solche Arrangements eine 
Erweiterung der klassischen ökonomischen Logik 
von Handelsabkommen dar. Während traditionelle 
Abkommen primär auf die Internalisierung von 
Terms-of-Trade-Externalitäten abzielen, adressie-
ren plurilaterale Resilienzabkommen zusätzliche 
geopolitische Externalitäten, die aus der strategi-
schen Nutzung wirtschaftlicher Abhängigkeiten 
entstehen. Die Koordination von Gegenmaßnah-
men kann dabei als öffentliches Gut interpretiert 
werden, dessen Bereitstellung durch institutionali-
sierte Kooperation erleichtert wird.

Gleichzeitig erfordert die Ausgestaltung solcher 
Abkommen besondere Sorgfalt. Koordinierte 
Gegenmaßnahmen bergen das Risiko, protektionis-
tische Dynamiken zu verstärken oder zur weiteren 
Fragmentierung des Welthandels beizutragen. Um 
diese Risiken zu begrenzen, ist eine regelgebundene 
und transparente Anwendung entscheidend. Maß-
nahmen sollten auf klar definierte Fälle wirtschaft-
lichen Zwangs beschränkt bleiben und in ihrer 
Intensität verhältnismäßig ausgestaltet werden.

Insgesamt können plurilaterale Resilienzabkom-
men einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung 
des internationalen Handelssystems leisten. Sie er-
möglichen es, auf neue Formen geoökonomischer 
Rivalität zu reagieren, ohne die grundlegenden 
Prinzipien der Offenheit und Regelgebundenheit 
aufzugeben. Damit ergänzen sie das multilaterale 
System und stärken dessen Funktionsfähigkeit 
unter veränderten Rahmenbedingungen.
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6.4  �Wiederherstellung der Kern
funktionalität: Streitbeilegung

Das Streitbeilegungssystem der WTO ist grund-
sätzlich als zweistufiges Verfahren ausgestaltet, bei 
dem zunächst ein unabhängiges Panel über den 
Streitfall entscheidet und dessen Rechtsauslegung 
anschließend vom Appellate Body überprüft wer-
den kann. Aufgrund der seit längerem bestehenden 
Blockade bei der Besetzung des Appellate Body 
ist dieses Berufungsverfahren jedoch im Wesent-
lichen funktionsunfähig. Die Wiederherstellung 
eines funktionierenden Streitbeilegungssystems 
bleibt deshalb eine wichtige Voraussetzung für jede 
weitergehende Reform. Ohne glaubwürdige Durch-
setzungsmechanismen verlieren Regeln ihre prak-
tische Relevanz.

Ein reformiertes System sollte weiterhin zwei-
stufig ausgestaltet sein, jedoch institutionell 
angepasst werden. Dazu gehören klar definierte 
Verfahrensfristen, eine präzisierte Begrenzung 
des Prüfungsumfangs sowie Maßnahmen, um zu 
verhindern, dass Streitbeilegungsorgane durch ex-
pansive Auslegung faktisch neues Recht schaffen. 
Übergangslösungen wie das Multi-Party Interim 
Appeal Arbitration Arrangement (MPIA), das von 
einer Gruppe von WTO-Mitgliedern eingerichtet 
wurde, um den Ausfall der WTO-Berufungsinstanz 
vorübergehend zu überbrücken, können dabei eine 
wichtige Brückenfunktion erfüllen.

Gleichzeitig ist zu betonen, dass Streitbeilegung 
nicht als Ersatz für politische Einigung dienen 
kann. Wo substanzielle Meinungsverschiedenhei-
ten über die Auslegung oder Weiterentwicklung 
von Regeln bestehen, stößt ein rein judikativer 
Ansatz an politische Grenzen.

Ein übermäßiges Vertrauen in die Streitbeilegung 
birgt zudem das Risiko, ökonomisch und politisch 

komplexe Konflikte, etwa im Bereich industrie-
politischer Maßnahmen oder sicherheitsbezogener 
Handelsrestriktionen, in ein juristisches Verfahren 
zu verlagern, das hierfür nur begrenzt geeignet ist. 
Dies kann die Akzeptanz von Entscheidungen und 
die Legitimität des Systems untergraben. Die Streit-
beilegung sollte daher wieder stärker als Absiche-
rungsmechanismus (backstop) verstanden werden: 
Sie dient der Durchsetzung bestehender Regeln, 
kann aber politische Verhandlungen und Regel
setzung nicht ersetzen.

6.5  �Modernisierung der Regelwerke und 
Abkommen im digitalen Bereich

Die WTO deckt zentrale Bereiche der modernen 
Weltwirtschaft bislang nur unzureichend ab. 
Dies gilt insbesondere für den digitalen Handel, 
industriepolitische Maßnahmen und sicherheits-
bezogene Handelsrestriktionen.

Mit der MFN-Logik könnte auch im digitalen Be-
reich die Verlängerung des Moratoriums für Zölle 
auf elektronische Übertragungen begründet wer-
den. Über eine Verlängerung konnte im Frühjahr 
2026 jedoch kein Konsens erzielt werden. Darüber 
hinaus sollte der Fokus weniger auf einer umfas-
senden Harmonisierung von Datenregimen liegen 
als vielmehr auf der Sicherung von Marktzugang 
und der Begrenzung besonders handelsbeschrän-
kender Maßnahmen, insbesondere solcher Formen 
von Datenlokalisierung, die den grenzüberschrei-
tenden Dienstleistungshandel faktisch unter
binden.

Im Bereich der Subventionen und der staatlichen 
Unternehmen besteht ein erheblicher Bedarf an 
stärkerer Transparenz und präziseren Regeln. 
Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass bestehende 
Regelwerke die Realität staatlich geprägter Wirt-
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schaftssysteme nur unzureichend abbilden. In 
bestimmten Bereichen kann es daher notwendig 
sein, ergänzend zu bestehenden Regeln stärker auf 
Ergebnisgrößen und Wettbewerbswirkungen ab-
zustellen. Gleichzeitig erfordert die zunehmende 
Nutzung sicherheitsbezogener Handelsmaßnah-
men klarere Leitplanken. Ohne Transparenz- und 
Begrenzungsmechanismen besteht die Gefahr, dass 
sicherheitspolitische Argumente zur Legitimation 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen missbraucht 
werden. Die politischen Hürden für Fortschritte in 
diesem Bereich sind aber besonders groß.

Eine weitere Herausforderung ergibt sich aus der 
zunehmenden Bedeutung komplexer Ursprungs-
regeln (Rules of Origin). Mit der Ausweitung plu-
rilateraler und regionaler Handelsabkommen 
wächst die Gefahr einer Fragmentierung des 
Welthandelsraums durch überlappende und in-
kompatible Ursprungsregeln. Dies erhöht nicht nur 
administrative Kosten, sondern kann auch gezielt 
zur geoökonomischen Steuerung von Lieferketten 
eingesetzt werden. Gerade im Kontext des „friend-
shoring“ und der strategischen Diversifizierung 
gewinnen Ursprungsregeln zunehmend industrie- 
und sicherheitspolitische Bedeutung.

Deshalb sollte eine Reformagenda der WTO auch 
auf eine stärkere Harmonisierung, Vereinfachung 
und Transparenz von Ursprungsregeln abzielen. 
Dies könnte auch in plurilateralen Abkommen 
vorgespurt werden. Ziel sollte es sein, unnötige 
Handelskosten zu reduzieren und die Integration 
globaler Wertschöpfungsketten zu erleichtern. Ge-
rade für kleine und mittlere Unternehmen stellen 
komplexe Ursprungsregeln erhebliche Marktein-
trittsbarrieren dar.

6.6  Die WTO als Plattforminstitution

Die Reform der WTO muss die Grenzen des multi-
lateralen Handelssystems berücksichtigen. Nicht 
alle wirtschaftspolitischen Spannungen lassen sich 
sinnvoll über Handelsregeln adressieren. Insbeson-
dere makroökonomische Ungleichgewichte sowie 
bestimmte industriepolitische Konflikte entziehen 
sich einer effektiven Steuerung durch handelspoli-
tische Instrumente. Der Versuch, solche Probleme 
über die WTO zu lösen, würde das System überlas-
ten.

Eine stärkere Koordination mit anderen interna-
tionalen Institutionen, insbesondere dem Interna-
tionalen Währungsfonds, ist deshalb erforderlich. 
Eine effektive internationale Wirtschaftsordnung 
erfordert eine klare Arbeitsteilung zwischen Insti-
tutionen.

Das Konsensprinzip bleibt ein wichtiges Legitima-
tionsinstrument, führt jedoch zunehmend zu Blo-
ckaden. Eine Reform sollte daher auf eine Ergän-
zung durch flexiblere Entscheidungsmechanismen 
abzielen, etwa durch qualifizierte Mehrheiten für 
prozedurale Entscheidungen.

Neben der Regelsetzung kommt der WTO eine 
zentrale Rolle als Plattform für Transparenz, Mo-
nitoring und politische Deliberation zu. Gerade in 
Bereichen mit unterschiedlichen Vorstellungen 
kann ein strukturierter Austausch dazu beitragen, 
Konflikte frühzeitig zu entschärfen und die Grund-
lage für spätere Vereinbarungen zu schaffen. Eine 
stärkere Nutzung von Transparenzmechanismen 
und Ausschussarbeit kann dazu beitragen, diver-
gierende Vorstellungen besser zu verstehen und 
Vertrauen zwischen Mitgliedern aufzubauen und 
Eskalationen zu vermeiden, gerade wenn verbind-
liche Regeln nicht unmittelbar erreichbar sind.
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6.7  �Umgang mit Nachhaltigkeits- und 
Entwicklungsfragen

Die zunehmende Bedeutung von Klimapolitik 
und Nachhaltigkeitszielen stellt das multilaterale 
Handelssystem vor weitere Herausforderungen. 
Viele der in diesem Zusammenhang ergriffenen 
Maßnahmen verfolgen legitime Ziele, entfalten 
jedoch gleichzeitig erhebliche Handelswirkungen. 
Aus ökonomischer Perspektive ist entscheidend, 
dass Nachhaltigkeitsmaßnahmen den Marktzugang 
nicht einschränken und unnötige Handelsverzer-
rungen vermieden werden.

Im Bereich der Klimapolitik spricht dies für mög-
lichst einfache und transparente Instrumente. 
Grenzausgleichsmechanismen sollten darauf abzie-
len, inländische Kostennachteile aufgrund von kli-
mapolitischen Maßnahmen zu neutralisieren, ohne 
darüber hinausgehende diskriminierende Effekte 
zu erzeugen. Im Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats dazu (Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi 
(2021)) wird dargelegt, wie man solche Ausgleichs-
mechanismen in Form von Zöllen im Rahmen 
eines Klimaclubs nutzen sollte. Für die Klimapolitik 
spielt die WTO aber nur eine ergänzende Rolle hin-
sichtlich Transparenz, Informationsaustausch und 
Koordination.

Eine wichtige Ursache der gegenwärtigen Blocka-
den innerhalb der WTO liegt in der unvollendeten 
Entwicklungsagenda. Die Doha-Runde sollte eine 
Neugewichtung der multilateralen Handelsord-
nung zugunsten von Entwicklungs- und Schwel-
lenländern erreichen, ist jedoch letztlich geschei-
tert. Die damit verbundenen Verteilungs- und 
Legitimationsfragen bestehen fort und wirken bis 
heute als strukturelles Hemmnis für neue Verhand-
lungen.

Eine Reform der WTO erfordert daher eine Neu-
justierung. Dabei ist eine stärkere Differenzierung 

zwischen unterschiedlichen Gruppen von Entwi-
cklungs- und Schwellenländern erforderlich. Die 
Interessen rohstoffexportierender Länder unter-
scheiden sich erheblich von denen exportorientier-
ter Industriestandorte in Südostasien oder ärmerer 
Volkswirtschaften mit begrenzten administrativen 
Kapazitäten.

Gerade neue europäische Regulierungen, z. B. im 
Bereich des CO2-Grenzausgleichs oder der Liefer-
kettenregulierung, können für einkommensschwä-
chere Länder erhebliche Anpassungskosten verur-
sachen. Diese entstehen nicht nur durch mögliche 
Handelsumlenkungen, sondern auch durch hohe 
Anforderungen an Zertifizierung, Dokumentation 
und regulatorische Compliance.

Soll die multilaterale Handelsordnung politisch 
tragfähig bleiben, müssen Nachhaltigkeits- und 
Entwicklungsziele daher stärker miteinander ver-
bunden werden. Dazu gehören längere Übergangs-
fristen, technische Unterstützung beim Aufbau 
administrativer Kapazitäten sowie stärker standar-
disierte und transparente Verfahren. Andernfalls 
besteht die Gefahr, dass Nachhaltigkeitsregeln in 
großen Teilen des Globalen Südens primär als neue 
Form eines verdeckten Protektionismus wahrge-
nommen werden.

Bei all diesen Ansätzen besteht ein Spannungs-
verhältnis zwischen Flexibilität und Verbindlich-
keit. Einerseits fordern viele Entwicklungsländer 
weitreichende politische Handlungsspielräume. 
Andererseits beruhen die ökonomischen Vorteile 
von Handelsabkommen gerade auf verbindlichen 
Absprachen, die Unsicherheit reduzieren und 
Marktzugang sichern. Eine zu weitgehende Aus-
weitung von Ausnahmeregelungen kann daher die 
Grundlage für neue wechselseitige Liberalisierung 
untergraben.
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6.8  Die Rolle der Europäischen Union

Die vorgestellte Reformagenda ist umfassend 
und angesichts der aktuellen Schwierigkeiten nur 
schrittweise umsetzbar. Das multilaterale Handels-
system kann zunehmende Machtasymmetrien 
nicht vollständig neutralisieren, wohl aber durch 
Regeln ihre destabilisierenden Effekte begrenzen 
und Eskalationsdynamiken abschwächen.

Gerade für die Europäische Union bleibt ein regel
basiertes System selbst dann von großer Bedeu-
tung, wenn dieses primär der Begrenzung geo-
ökonomischer Konflikte dient und weniger der 
weiteren Vertiefung globaler Liberalisierung. Zu-
dem sind Fortschritte in einzelnen Bereichen mög-
lich.

Staaten wie Japan oder Kanada haben als mittlere 
Handelsmächte ein starkes Interesse an stabilen, 
regelbasierten Handelsbeziehungen. Für die Euro-
päische Union ergibt sich daraus eine doppelte 
Rolle. Als einer der drei großen Wirtschaftsräume 
der Welt kann sie einerseits eigenständig zur Stabi-
lisierung der internationalen Handelsordnung bei-
tragen. Andererseits kann sie mit gleichgesinnten 
Staaten Koalitionen bilden, um deren Grundprinzi-
pien zu sichern.

Die Europäische Union kann insbesondere als 
„sicherer Hafen“ für regelbasierte Kooperation auf-
treten. Dazu trägt ein hohes Maß an Vertragstreue, 
Transparenz und Berechenbarkeit der eigenen 
Handelspolitik bei. In einer zunehmend geoöko-
nomisch geprägten Weltwirtschaft wird die Glaub-
würdigkeit solcher Eigenschaften selbst zu einem 
strategischen Vorteil und trägt damit zu den An-
strengungen für eine Reform der WTO bei.

Flankierend zur WTO-Reform sollte die EU ihre 
handelspolitische Strategie gezielt weiterentwi-
ckeln, ohne die Grundlagen der WTO zu gefährden. 
Dies umfasst insbesondere die Fortführung von 
Abkommen im Einklang mit Art. XXIV GATT. So 
könnte allein der Abschluss bzw. das Inkrafttreten 
von Handelsabkommen mit den Mercosur-Staaten, 
Indien, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Aust-
ralien, Indonesien, Malaysia und Thailand die nega-
tiven wirtschaftlichen Auswirkungen der aktuellen 
US-Zollpolitik mehr als kompensieren (Baur und 
Flach, 2026).

Weiter sollte die EU einen Beitritt zu großen pluri-
lateralen bzw. megaregionalen Abkommen prüfen 
und insbesondere dem CPTPP (Comprehensive 
and Progressive Agreement for Trans-Pacific Part-
nership) beitreten, wobei dies die Zustimmung 
aller CPTPP-Parteien erfordern würde. Ein Beitritt 
würde die Integration in dynamische Wachstums-
regionen stärken, zusätzliche Marktzugänge eröff-
nen und zugleich die Interoperabilität zwischen 
regionalen und multilateralen Handelsregimen 
verbessern.

Zudem gewinnt die effektive Anwendung 
bestehender handelspolitischer Instrumente an 
Bedeutung. Neben der Weiterentwicklung inter-
nationaler Regeln hängt die Funktionsfähigkeit 
einer offenen Handelsordnung auch von der Fähig-
keit ab, Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche 
Subventionen und Umgehungsstrategien zeitnah 
zu identifizieren und regelbasiert zu adressieren.

Eine solche Agenda ermöglicht es, die Vorteile 
offener Märkte zu bewahren, die eigene Verwund-
barkeit gegenüber geoökonomischem Druck zu 
reduzieren und gleichzeitig die internationale 
Regelbindung zu stärken.
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Die vorangegangene Analyse zeigt, dass sich die 
europäische Handelspolitik in einem grundlegend 
veränderten Umfeld bewegt. Die Kombination 
aus geoökonomischer Rivalität und zunehmender 
Instrumentalisierung wirtschaftlicher Verflechtun-
gen sowie der Erosion multilateraler Institutionen 
erfordert eine Neuausrichtung. Dabei gilt es, drei 
zentrale Zielsetzungen gleichzeitig zu verfolgen: die 
Sicherung von Wohlstand durch offene Märkte, die 
Reduktion strategischer Abhängigkeiten sowie die 
Stärkung der geoökonomischen Resilienz der Euro-
päischen Union. Im Kern ist dieser Dreiklang eine 
Operationalisierung der Leitlinie der „offenen stra-
tegischen Autonomie“ (Open Strategic Autonomy), 
die die EU-Kommission 2021 ausgerufen hat.

7.1  �Stärkung der ökonomischen Basis: 
Binnenmarkt als Fundament für 
Wohlstand und Widerstandsfähigkeit

Die Vertiefung des EU-Binnenmarktes ist der 
zentrale Hebel zur Stärkung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und geoökonomischen Wider-
standsfähigkeit der EU. Angesichts zunehmender 
externer Risiken gewinnt die interne Integration 
zusätzlich an Bedeutung, da sie die „interne 
Diversifizierung“ stärkt und darüber hinaus 
direkte Wohlfahrtsgewinne verspricht.

Der europäische Binnenmarkt ist eine Erfolgs-
geschichte. Felbermayr et al. (2022) finden, dass 
ohne den gemeinsamen Markt der preisbereinigte 
deutsche Pro-Kopf-Konsum schon zum Zeitpunkt 
dieser Studie um 3,6 % niedriger gewesen wäre. 
Aber trotz erheblicher Fortschritte bleibt der Bin-
nenmarkt unvollständig integriert. Empirische 
Analysen zeigen, dass fortbestehende Fragmentie-
rung erhebliche ökonomische Kosten verursacht. 
Besonders begrenzt sie die Skalierung europäischer 

Unternehmen und wirkt dämpfend auf Produktivi-
tät und Innovation. Unternehmen in den Vereinig-
ten Staaten wachsen im Vergleich deutlich stärker. 
Eine zentrale Ursache der Fragmentierung sind 
fortbestehende regulatorische und strukturelle 
Barrieren innerhalb des Binnenmarktes, die grenz-
überschreitende Expansion erschweren (Cerdeiro 
und Rotunno, 2026). Schätzungen zeigen zudem, 
dass die impliziten Handelskosten innerhalb der 
EU weiterhin deutlich über denen zwischen US-
Bundesstaaten liegen. Diese Befunde stehen im 
Einklang mit früheren Arbeiten, die das erhebliche 
ungenutzte Integrationspotenzial des Binnen-
marktes hervorheben (Fontagné und Yotov, 2024; 
Draghi, 2024).

Daher sollte der Schwerpunkt einer Vertiefung des 
Binnenmarktes nicht auf neuen Regulierungen, 
sondern auf dem Abbau bestehender Fragmentie-
rungen und der konsequenten Anwendung vor-
handener Instrumente liegen. Im Güterbereich 
liegen die zentralen Herausforderungen im Abbau 
bestehender nichttarifärer Handelshemmnisse. 
Unterschiedliche technische Standards z. B. führen 
zu zusätzlichen Kosten und behindern die grenz-
überschreitende Vermarktung und den Vertrieb 
von Produkten. Die wirtschaftspolitische Priorität 
sollte daher auf der Harmonisierung von Produkt-
regeln sowie der konsequenten Anwendung des 
Prinzips der gegenseitigen Anerkennung liegen. 
Durch die Vereinheitlichung von Regulierungen 
innerhalb des Binnenmarktes könnte der Anteil 
des Handels am Bruttoinlandsprodukt um 10 % 
wachsen (Fournier et al., 2014). Ergänzend kommt 
der effektiven Durchsetzung bestehender Binnen-
marktregeln eine Schlüsselrolle zu, da ein Teil der 
verbleibenden Barrieren noch immer auf Imple-
mentierungsdefizite zurückzuführen ist, wie im 
jährlich aktualisierten „Single Market and Compe-
titiveness Scoreboard“ der Europäischen Kommis-

7	� Handlungsempfehlungen für die 
Europäische Union
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sion festgehalten wird (Europäische Kommission, 
2026b). Die stärkere Integration von Transport-, 
Telekommunikations- und Logistikmärkten kann 
ebenfalls zur Senkung von Handelskosten beitra-
gen (Fournier et al., 2014).

Im Dienstleistungsbereich ist das Integrations-
potenzial noch deutlich größer, da dieser Sektor 
weiterhin stark national fragmentiert ist. Nationale 
Zulassungsanforderungen, regulatorische Unter-
schiede sowie Beschränkungen für grenzüber-
schreitende Tätigkeit stellen deutliche Hindernisse 
dar (Europäische Kommission, 2026a). So erklärt 
das geringe Wachstum der Produktivität im Dienst-
leistungssektor einen Großteil der europäischen 
Wachstumsschwäche gegenüber den Vereinigten 
Staaten (Ebeke et al., 2019). Prioritäre Maßnahmen 
umfassen daher den Abbau regulatorischer Bar-
rieren, die Verbesserung der Anerkennung beruf-
licher Qualifikationen sowie eine konsequentere 
Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie. Durch 
den Abbau von nichttarifären Handelshemmnissen 
könnte die Bruttowertschöpfung in Deutschland 
gemäß Analysen um bis zu 1,8 % gesteigert werden 
(Dorn et al., 2024). Darüber hinaus gewinnt die In-
tegration digitaler Dienstleistungen zunehmend an 
Bedeutung, da sie neue Möglichkeiten für grenz-
überschreitende Wertschöpfung eröffnet und be-
stehende Markteintrittsbarrieren senken kann.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die größten wirt-
schaftlichen Potenziale in der Vereinfachung, Har-
monisierung und Durchsetzung bestehender Re-
geln liegen. Die Vertiefung des Binnenmarktes ist 
damit nicht nur eine zentrale wirtschaftspolitische 

Reformaufgabe, sondern ein entscheidender Be-
standteil einer strategischen Handelspolitik, da sie 
Skaleneffekte ermöglicht, die Innovationsfähigkeit 
stärkt und die strukturelle Verwundbarkeit gegen-
über externem geoökonomischem Druck reduziert.

Außerdem ist der Zugang zum europäischen Bin-
nenmarkt das wichtigste Druckmittel, über das die 
EU in Verhandlungen mit ausländischen Mächten 
verfügt. Er wird in Handelsabkommen im Gegen-
zug für einen besseren Marktzugang in Drittstaaten 
gewährt; in Konfliktsituationen kann mit Zugangs-
hürden gedroht werden. Je tiefer, größer und dy-
namischer der EU-Binnenmarkt ist, umso erfolg-
reicher kann die EU in solchen Verhandlungen die 
eigenen Interessen durchsetzen oder verteidigen.

Die Vertiefung des Binnenmarktes dient aber nicht 
nur der Verringerung eigener Verwundbarkeiten. 
Sie schafft zugleich die Voraussetzungen dafür, dass 
europäische Unternehmen in Zukunftstechnolo-
gien eine führende Position erreichen und Europa 
selbst zu einem unverzichtbaren Akteur internatio-
naler Wertschöpfungsketten wird.

Neben der Tiefe des Binnenmarktes ist auch seine 
Größe entscheidend. Der Austritt des Vereinigten 
Königreiches hat den Binnenmarkt um rund ein 
Sechstel verkleinert. Daher sollte es ein wichtiges 
strategisches Anliegen der EU-Mitgliedsländer und 
der europäischen Institutionen sein, Wege zu fin-
den, zentrale Elemente des Binnenmarktes auch 
auf Länder auszudehnen, bei denen eine Vollmit-
gliedschaft auf absehbare Zeit wenig realistisch ist. 
Ein passendes Instrument dafür ist die Zollunion.14

14	 Anders als Mitglieder von Freihandelsabkommen wenden die Mitglieder einer Zollunion einen gemeinsamen Außenzoll gegenüber Drittstaaten 
an. Damit werden nach innen komplexe und bürokratische Ursprungsregeln unnötig und nach außen kann die gemeinsame Marktgröße gehebelt 
werden. Allerdings braucht es auch demokratisch legitimierte und repräsentative Instanzen der Entscheidungsfindung – wie z. B. im deutschen 
Zollverein des 19. Jahrhunderts ein Zollparlament.
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7.2  �Reduktion strategischer Abhängig
keiten durch eine aktive und 
differenzierte Handelspolitik

Strategische Abhängigkeiten entstehen insbe-
sondere dort, wo wenige Anbieter oder Engpässe, 
geringe Substituierbarkeit, hohe ökonomische 
Relevanz und geopolitische Risiken zusammen-
treffen. Ziel der Handelspolitik sollte es allerdings 
nicht sein, strategische Abhängigkeiten generell zu 
vermeiden, sondern kritische Verwundbarkeiten 
gezielt dort zu reduzieren, wo die Gefahr besonders 
groß ist, dass sie geoökonomisch instrumentalisiert 
werden und Möglichkeiten zu deren Verringerung 
bestehen. Aufgrund der geoökonomischen Exter-
nalität – also des Umstands, dass private Akteure 
die gesamtwirtschaftlichen Kosten kritischer Ab-
hängigkeiten nicht vollständig berücksichtigen – 
bedarf es hierfür zusätzlicher staatlicher Aktivitä-
ten über diejenigen des Privatsektors hinaus.

Erstens sollte die EU ihre handelspolitischen Di-
versifizierungsbemühungen weiter intensivieren. 
Der Abschluss bzw. die Inkraftsetzung und Vertie-
fung von Freihandelsabkommen mit wirtschaftlich 
komplementären Partnern (z. B. Indien, Indonesien 
oder Mercosur) sind zentrale Möglichkeiten, um 
Lieferketten breiter aufzustellen und Abhängigkei-
ten zu reduzieren. Dabei sollte die EU konsequent 
auf regelbasierte Freihandelsabkommen im Sinne 
von Art. XXIV GATT setzen, also Abkommen, die 
eine Marktöffnung gewährleisten und keine neuen 
Handelshemmnisse gegenüber Drittländern schaf-
fen. Darüber hinaus sollte die Europäische Union 
der wachsenden Bedeutung nicht gebundener 
Staaten in der geoökonomischen Ordnung stärker 
Rechnung tragen. Länder wie Indien, Indonesien, 
Vietnam, Mexiko oder Saudi-Arabien fungieren in 
einer fragmentierten Weltwirtschaft zunehmend 
als Verbindungsknoten zwischen geopolitischen 
Blöcken. Gerade diese Staaten können Handelsum-

lenkungen abfedern, Diversifizierung ermöglichen 
und die wirtschaftlichen Kosten geoökonomischer 
Fragmentierung reduzieren.

Zweitens empfehlen wir den Beitritt zu großen plu-
rilateralen Abkommen und sehen in einem Beitritt 
der EU zum CPTPP eine aussichtsreiche Option 
zur Stärkung der handelspolitischen Vernetzung 
der Europäischen Union. Ein solcher Schritt würde 
nicht nur Marktzugang sichern, sondern auch die 
Einbindung der EU in dynamische Wachstums-
regionen stärken und strategische Alternativen zu 
bestehenden Abhängigkeiten schaffen.

Drittens sollte die EU gezielt Rohstoffpartnerschaf-
ten ausbauen, um die Versorgung mit kritischen 
Materialien zu sichern. Diese Abkommen können 
neben Handelsaspekten auch Investitionsschutz
aspekte, Technologiekooperationen oder Nachhal-
tigkeitsstandards umfassen.

Viertens empfehlen wir den Aufbau einer institu-
tionellen „Trade Policy Intelligence“. Eine speziali-
sierte Einheit sollte systematisch strategische Ab-
hängigkeiten, Netzwerkpositionen und potenzielle 
geoökonomische Risiken analysieren und damit 
eine evidenzbasierte Handelspolitik ermöglichen. 
Dies ist insbesondere angesichts komplexer globa-
ler Wertschöpfungsnetzwerke erforderlich (siehe 
auch schon Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK 
(2023)).

Und fünftens sollten handelspolitische Instru-
mente zur Förderung der Diversifizierung stra-
tegischer Lieferketten geprüft werden. Diskutiert 
werden in diesem Zusammenhang Vorschriften 
zur Diversifizierung und sogenannte Diversifi-
zierungszölle (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim 
BMWK (2023) und Felbermayr (2026)). Allgemeine 
numerische Vorgaben zur Anzahl der Lieferanten 
sind nicht geeignet, da diese bei den aktuellen 
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strategischen Abhängigkeiten weitreichend zur An-
wendung kommen würden und wertvolle Liefer-
kettenbeziehungen zerstören könnten, wenn nicht 
ausreichend viele Lieferanten die nötige Qualität 
bereitstellen könnten. Diversifikationszölle zielen 
darauf ab, über Preissignale privatwirtschaftliche 
Anreize zur Diversifizierung der Beschaffung zu 
setzen. Die Einkäufer wüssten dann, dass bei Über-
schreiten einer Abhängigkeitsschwelle von einem 
einzelnen Lieferland ein Importzoll fällig würde. 
Damit hätten sie Anreize, ihre Beschaffung zu di-
versifizieren, bevor die Abhängigkeit zu groß wird. 
Ein solches Instrument würde potenzielle zukünf-
tige Abhängigkeiten verhindern helfen, kann aber 
naturgemäß wenig gegen bereits etablierte Mono-
polstellungen einzelner Lieferländer ausrichten. 
Es sollte allenfalls für klar definierte strategische 
Güter in Betracht gezogen und möglichst in einen 
regelbasierten multilateralen oder plurilateralen 
Rahmen eingebettet werden, um eine weitere Frag-
mentierung des Welthandelssystems zu vermei-
den.15

7.3  �Stärkung der geoökonomischen 
Reaktionsfähigkeit und Antworten 
auf den China-Schock II

Neben der Reduktion von Abhängigkeiten ist die 
Fähigkeit zur Reaktion auf geoökonomischen 
Druck von zentraler Bedeutung. Abschreckung 
und Glaubwürdigkeit spielen hierbei eine entschei-
dende Rolle.

Erstens sollten handelspolitische Instrumente wie 
Antidumping-, Antisubventions- und Antiumge-
hungsmaßnahmen gezielt und regelkonform ent-
wickelt und eingesetzt werden, um Wettbewerbs-
verzerrungen etwa im Kontext des China-Schocks 
II zu adressieren. Dabei ist jedoch sicherzustellen, 
dass diese Maßnahmen nicht in Protektionismus 
übergehen, der langfristig die Wettbewerbsfähig-
keit schwächen würde.

Zweitens sollte das Anti-Coercion Instrument ope-
rationalisiert werden. Hierzu gehören insbesondere 
ein systematisches Monitoring wirtschaftlichen 
Zwangs, transparente Entscheidungskriterien sowie 
klar definierte Eskalationsstufen. Die Wirksamkeit 
dieses Instruments hängt entscheidend von der 
Glaubwürdigkeit der Anwendung ab. Vorrangiges 
Ziel des Anti-Coercion Instruments sollte bleiben, 
wirtschaftlichen Zwang möglichst ohne Eskalation 
zu beenden oder abzuwenden, in enger Koordina-
tion mit diplomatischen Anstrengungen. Handels-
politische Gegenmaßnahmen dienen primär der 
glaubwürdigen Abschreckung und der Schaffung 
von Anreizen für eine Rückkehr zu kooperativen 
Lösungen.

Drittens ist eine stärkere Zentralisierung und Be-
schleunigung von Entscheidungsprozessen auf 
EU-Ebene erforderlich. Geoökonomische Konflikte 
können sich schnell verschärfen, sodass verzögerte 
Reaktionen erhebliche Kosten verursachen können.

15	 Die EU und die USA haben am 24. April 2026 eine Absichtserklärung zur gemeinsamen Sicherung der Beschaffung kritischer Rohstoffe 
geschlossen. Zu den koordiniert eingesetzten Instrumenten könnten auch Preisuntergrenzen gehören, die eine ähnliche Wirkung wie 
Diversifikationszölle hätten. Die Zusammenarbeit könnte sich darüber hinaus auf die Entwicklung gemeinsamer Standards für Bergbau, 
Verarbeitung und Recycling, die Förderung von Investitionen, gemeinsame Forschung und Innovation, Bevorratungsstrategien und Mechanismen 
für eine rasche Reaktion auf Versorgungsunterbrechungen konzentrieren. Der Beirat begrüßt den Willen zur Zusammenarbeit und empfiehlt eine 
Erweiterung der Initiative auf weitere Länder.
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Viertens sollte die EU ihre Instrumente im Bereich 
der Exportkontrollen und Investitionsprüfungen 
weiter harmonisieren und auf europäischer Ebene 
bündeln. Nationale Alleingänge führen zu Ineffi-
zienzen und schwächen die strategische Position 
der EU.

Fünftens ist bei der Einführung neuer Schutz
instrumente – etwa lokaler Wertschöpfungs-
vorschriften, „Buy European“-Ansätzen wie in 
Entwürfen zum „Industrial Accelerator Act“ oder 
gegebenenfalls „freiwilligen“ Exportbeschrän-
kungen – angesichts des China-Schocks II größte 
Zurückhaltung geboten. Wie in Kapitel 4 dargelegt, 
zeigen die Erfahrungen, dass solche Maßnahmen 
in der Regel zu Preiserhöhungen und Wohlstands-
verlusten führen, Anpassungsanreize und techno-
logischen Fortschritt vermindern und die EU selbst 
in scharfen Konflikt mit multilateralen Regeln 
bringen könnten.

Davon zu unterscheiden sind innovations-
orientierte Kooperationen im Rahmen offener 
plurilateraler Abkommen. Zielgerichtete Förder-
instrumente, gemeinsame Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramme sowie Kooperationen in 
strategischen Technologiefeldern können den 
Technologietransfer beschleunigen, Innovations-
ökosysteme stärken und die Entwicklung gemein-
samer technologischer Standards fördern. Eine sol-
che Zusammenarbeit ergänzt die handelspolitische 
Öffnung um eine innovationspolitische Dimension 
und stärkt langfristig Wettbewerbsfähigkeit und 
geoökonomische Resilienz.16 Die EU sollte zu-
dem bestehende reziproke Zugangsregelungen zu 

öffentlichen Beschaffungsmärkten nutzen und, 
soweit sinnvoll, im Rahmen neuer plurilateraler 
Abkommen weiterentwickeln.

7.4  �Stabilisierung und Weiterentwick-
lung des multilateralen Handels
systems und Stärkung der handels-
politischen Kapazität

Trotz gegenwärtiger Schwächen bleibt das multi-
laterale Handelssystem ein unverzichtbares und 
globales öffentliches Gut. Für eine offene Volks-
wirtschaft wie die EU ist dessen Stabilisierung von 
zentraler Bedeutung. Für die Europäische Union 
ergibt sich daraus eine doppelte Rolle: Einerseits 
kann sie als eigenständiger Akteur zur Stabili-
sierung beitragen, andererseits ist sie Teil einer 
potenziellen Koalition von gleichgesinnten Staaten, 
die gemeinsam die Grundprinzipien des Systems 
sichern und weiterentwickeln können. Die entspre-
chende Reformagenda wurde im vorangegangenen 
Kapitel detailliert dargestellt.

Klar ist, dass die Europäische Union ihre handels-
politische Durchsetzungsfähigkeit ausbauen sollte, 
um die formulierten Empfehlungen umzusetzen. 
Hierzu gehören eine bessere Datengrundlage für 
die Beobachtung globaler Wertschöpfungsketten, 
die frühzeitige Identifikation von Wettbewerbs-
verzerrungen und Umgehungsstrategien sowie die 
Entwicklung von Antworten auf geopolitische Be-
drohungen. Eine stärkere Durchsetzung bestehen-
der Regeln ist dabei der Schaffung zusätzlicher 
Instrumente grundsätzlich vorzuziehen.

16	 Zu den Möglichkeiten und Grenzen der Industriepolitik siehe Wissenschaftlicher Beirat beim BMWE (2025).
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Die europäische Handelspolitik muss sich in einem 
durch geoökonomische Rivalität und eine Erosion 
multilateraler Institutionen geprägten Umfeld 
neu ausrichten. Daraus ergeben sich vier zentrale 
Handlungsfelder: die Stärkung des Binnenmark-
tes als ökonomische Basis, die gezielte Reduktion 
strategischer Abhängigkeiten, die Verbesserung der 
geoökonomischen Reaktionsfähigkeit sowie der Er-
halt und die Weiterentwicklung des multilateralen 
Handelssystems. Um in diesen Handlungsfeldern 
erfolgreich zu sein, bedarf es einer deutlichen Stär-
kung der handelspolitischen Kapazität in der EU.

Eine solche Handelspolitik kann einen wichtigen 
Beitrag zur Stärkung der Europäischen Union 
leisten, bleibt jedoch auf die Ergänzung durch die 
Technologiepolitik und eine breitere wirtschafts-
politische Koordination angewiesen, insbesondere 
im Hinblick auf makroökonomische Ungleichge-
wichte.

Zusammenfassend empfiehlt der Wissenschaft-
liche Beirat eine handelspolitische Strategie, die 
die Vertiefung des europäischen Binnenmarktes, 
die gezielte Reduktion strategischer Abhängig-
keiten, den Ausbau der geoökonomischen Reak-

tionsfähigkeit sowie angemessene Antworten auf 
den China-Schock II und die Stabilisierung und 
Weiterentwicklung des multilateralen Handels-
systems miteinander verbindet. Zu den zentralen 
Elementen dieser Strategie gehört das gemeinsame 
Vorantreiben offener plurilateraler Handels- und 
Resilienzabkommen mit gleichgesinnten Partnern. 
Diese sollten unabhängig vom Fortgang einer 
WTO-Reform verfolgt werden, zugleich aber so 
ausgestaltet sein, dass sie langfristig in den mul-
tilateralen Rahmen integriert werden können. 
Schließlich sieht der Wissenschaftliche Beirat in 
einem EU-Beitritt zum CPTPP eine aussichtsreiche 
Option zur Stärkung der handelspolitischen Ver-
netzung der Europäischen Union.

Durch das Zusammenwirken dieser Elemente 
kann die Europäische Union ihre wirtschaftliche 
Offenheit bewahren, ihre internationale Wett-
bewerbsfähigkeit und Innovationskraft stärken, 
ihre geoökonomische Resilienz erhöhen und ihre 
Rolle als unverzichtbarer Partner in strategischen 
Wertschöpfungsketten ausbauen. Dadurch stärkt 
sie gleichzeitig ihre Handlungsfähigkeit in einer 
zunehmend machtpolitisch geprägten Weltwirt-
schaft.

8	 Gesamtbewertung
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Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Wirtschaft 
seit April 1948

Brief an Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Katherina Reiche vom 24. Mai 2026
„Energiewende ist auch Sicherheitspolitik“

Gutachten vom 9. Oktober 2025
„Zur Reform des Bürgergelds“

Brief an Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Katherina Reiche vom 29. August 2025
„Sozialstaat“

Gutachten vom 26. August 2025
„Industriepolitik in Europa“

Gutachten vom 10. März 2025
„Bürokratieabbau und ergebnisorientiertes 
Verwaltungshandeln“

Gutachten vom 12. November 2024
„Gesamtwirtschaftliche Herausforderungen 
durch den demographischen Wandel“

Gutachten vom 4. Juli 2024
„Kartellrecht und Nachhaltigkeit“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Klimaschutz Dr. Robert Habeck
vom 17. Juni 2024
„AI Act“

Gutachten vom 5. Dezember 2023
„Finanzierung von Staatsaufgaben: 
Herausforderungen und Empfehlungen 
für eine nachhaltige Finanzpolitik“

Gutachten vom 21. November 2023
„Leitplanken zur Stärkung der 
Versorgungssicherheit“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Klimaschutz Dr. Robert Habeck
vom 8. August 2023
„Rentenpolitik ist auch Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 25. Juli 2023
„Bundeswehr besser ausrüsten – aber wie?“

Gutachten vom 8. Februar 2023
„Transformation zu einer klimaneutralen 
Industrie: Grüne Leitmärkte und 
Klimaschutzverträge“

Gutachten vom 29. September 2022
„Nachhaltige Finanzierung von Pflegeleistungen“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Klimaschutz Dr. Robert Habeck
vom 23. Juni 2022
„Ukraine-Krise“

Gutachten vom 7. April 2022
„Menschenrechte und unternehmerische 
Sorgfaltspflichten“

Gutachten vom 23. Februar 2022
„Die Zukunft der Arbeit in der digitalen 
Transformation“
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Gutachten vom 4. Mai 2021
„Vorschläge für eine Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung“

Gutachten vom 12. März 2021
„Digitalisierung in Deutschland – Lehren aus der 
Corona-Krise“

Gutachten vom 22. Februar 2021
„Ein CO2-Grenzausgleich als Baustein eines 
Klimaclubs“

Gutachten vom 26. Juni 2020
„Öffentliche Infrastruktur in Deutschland: 
Probleme und Reformbedarf“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Peter Altmaier
vom 24. April 2020
„Corona-Krise“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Peter Altmaier
vom 17. September 2019
„Moderne Wirtschaftspolitik braucht 
Evaluierung“

Gutachten vom 28. Juni 2019
„Energiepreise und effiziente Klimapolitik“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Peter Altmaier
vom 30. April 2019
„Eine marktorientierte Verkehrswende“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Peter Altmaier
vom 8. Februar 2019
„Nationale Industriestrategie“

Gutachten vom 7. Februar 2019
„Wirtschaftspolitische Probleme der deutschen 
Leistungsbilanz“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Energie 
Peter Altmaier
vom 9. Januar 2019
„Bildungsgerechtigkeit als Kernelement der 
Sozialen Marktwirtschaft“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Energie 
Peter Altmaier
vom 27. November 2018
„Messung der Leistungsbilanzüberschüsse“

Gutachten vom 17. Juli 2018
„Soziale Wohnungspolitik“

Gutachten vom 27. April 2018
„Zur Notwendigkeit und Ausgestaltung von 
internationalen Investitionsförder-, und 
-schutzverträgen (IFV)“

Brief an Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Brigitte Zypries
vom 21. Dezember 2017
„Europa“

Gutachten vom 15. September 2017
„Sharing Economy“ und Wirtschaftspolitik“

Brief an Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Brigitte Zypries
vom 28. April 2017
„Zur Neugestaltung der Wirtschaftsbeziehungen 
mit Großbritannien“

Gutachten vom 9. Februar 2017
„Zur Diskussion um Bargeld und die Null-Zins-
Politik der Zentralbank“
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Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Sigmar Gabriel
vom 25. November 2016
„Zu den Vorschlägen des Basler Ausschusses für 
Bankenaufsicht zur Behebung von Missständen 
bei den Eigenkapitalvorschriften für Banken“

Gutachten vom 24. November 2016
„Die essenzielle Rolle des CO2-Preises für eine 
effektive Klimapolitik“

Gutachten vom 16. September 2016
„Nachhaltigkeit der sozialen Sicherung über 2030 
hinaus“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Sigmar Gabriel
vom 16. Juni 2016
„Gesetzliche Rentenversicherung“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie Sigmar Gabriel
vom 26. April 2016
„Zur Förderung von Elektroautos“

Gutachten vom 5. Februar 2016
„Mehr Transparenz in der Bildungspolitik“

Gutachten vom 25. Juni 2015
„Regionale Wirtschaftsförderung“

Gutachten vom 24. April 2015
„Potenziale nutzen – mehr Fachkräfte durch 
weniger Arbeitsmarkthemmnisse“

Gutachten vom 26. September 2014
„Engpassbasierte Nutzerfinanzierung und 
Infrastrukturinvestitionen in Netzsektoren“

Gutachten vom 20. September 2013
„Langfristige Steuerung der 
Versorgungssicherheit im Stromsektor“

Gutachten vom 20. September 2013
„Evaluierung wirtschaftspolitischer 
Fördermaßnahmen als Element einer 
evidenzbasierten Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 30. November 2012
„Altersarmut“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Dr. Rösler
vom 16. Oktober 2012
„Zur Stabilität des Europäischen Finanzsystems“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Dr. Rösler
vom 31. Juli 2012
„Mindestlohn“

Gutachten vom 2. Februar 2012
„Wege zu einer wirksamen Klimapolitik“

Gutachten vom 25. November 2011
„Realwirtschaftliche Weichenstellungen für einen 
stabilen Euro“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Rainer Brüderle
vom 2. Mai 2011
„Zur Novelle des Erneuerbaren-Energien-
Gesetzes“

Gutachten vom 27. November 2010
„Überschuldung und Staatsinsolvenz in der 
Europäischen Union“
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Gutachten vom 16. April 2010
„Reform von Bankenregulierung und 
Bankenaufsicht nach der Finanzkrise“

Gutachten vom 16. April 2010
„Zur Reform der Finanzierung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung“

Gutachten vom 6. November 2009
„Akzeptanz der Marktwirtschaft: 
Einkommensverteilung, Chancengleichheit und 
die Rolle des Staates“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos
vom 23. Januar 2009
„Zur Bankenregulierung in der Finanzkrise“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos
vom 5. Dezember 2008
„Europäisches System des Handels von 
CO2-Emissionen“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos
vom 10. Oktober 2008
„Aktuelle Entwicklungen im Finanzsystem“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos
vom 17. April 2008
„Kein Staatseingriff bei Mitarbeiterbeteiligungen“

Gutachten vom 24. Januar 2008
„Zur Begrenzung der Staatsverschuldung nach 
Art. 115 GG und zur Aufgabe des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom
9. Dezember 2007
„Schuldenbegrenzung nach Art. 115 GG“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom
9. Juli 2007
„Gesetzentwurf Wagniskapitalbeteiligung (WKBG) 
und Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 
(UBGG)“

Gutachten vom 12. Mai 2007
„Öffentliches Beschaffungswesen“

Gutachten vom 24. März 2007
„Patentschutz und Innovation“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos
vom 20. Januar 2007
„Gesundheitsreformgesetz“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom 
20. November 2006
„Wettbewerbsverhältnisse und Preise der 
deutschen Energiewirtschaft“

Gutachten vom 16. September 2006
„Mehr Vertragsfreiheit, geringere 
Regulierungsdichte, weniger Bürokratie“

Gutachten vom 12./13. Mai 2006
„Mehr Wettbewerb im System der Gesetzlichen 
Krankenversicherung“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos
vom 18. März 2006
„Kombi- und Mindestlöhne“
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Gutachten vom 21. Januar 2006
„Der deutsche Arbeitsmarkt in Zeiten 
globalisierter Märkte“

Gutachten vom 8. Juli 2005
„Zur Finanziellen Stabilität des Deutschen 
Föderalstaates“

Gutachten vom 18. März 2005
„Alterung und Familienpolitik“

Gutachten vom 24. April 2004
„Keine Aufweichung der Pressefusionskontrolle“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom
17. Januar 2004
„Ausbildungsplatzabgabe“

Gutachten vom 16. Januar 2004
„Zur Förderung erneuerbarer Energien“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom
6. Dezember 2003
„Europäische Verfassung“

Gutachten vom 11. Oktober 2003
„Tarifautonomie auf dem Prüfstand“

Gutachten vom 15./16. November 2002
„Die Hartz-Reformen – ein Beitrag zur Lösung des 
Beschäftigungsproblems?“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom
10./11. Oktober 2002
„Personal-Service-Agenturen“

Gutachten vom 28./29. Juni 2002
„Reform des Sozialstaats für mehr Beschäftigung 
im Bereich gering qualifizierter Arbeit“

Gutachten vom 12. Januar 2002
„Daseinsvorsorge‘ im europäischen 
Binnenmarkt“

Gutachten vom 6. Juli 2001
„Wettbewerbspolitik für den Cyberspace“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Dr. Werner Müller vom
16. Dezember 2000
„Reform der gesetzlichen Rentenversicherung“

Gutachten vom 1. Juli 2000
„Reform der europäischen Kartellpolitik“

Gutachten vom 26./27. Mai 2000
„Aktuelle Formen des Korporatismus“

Gutachten vom 15./16. Oktober 1999
„Offene Medienordnung“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft 
und Technologie Dr. Werner Müller vom 
19./20. Februar 1999
„Wechselkurszielzonen“

Gutachten vom 18./19. Dezember 1998
„Neuordnung des Finanzierungssystems der 
Europäischen Gemeinschaft“

Gemeinsame Stellungnahme der 
Wissenschaftlichen Beiräte beim BMF und BMWi 
vom 2.10.1998
„Reform der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer“

Gutachten vom 20./21.Februar 1998
„Grundlegende Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung“
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Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt 
vom 11.Juni 1997
„Protokoll zu Art. 222 EG-Vertrag bezüglich 
der Einstandspflichten öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften für ihre öffentlich-rechtlichen 
Kreditinstitute“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt 
vom 11.Juni 1997
„Ein Beschäftigungskapitel im Maastricht II-
Vertrag?“

Gutachten vom 25./26.April 1997
„Wagniskapital“

Gutachten vom 9. November 1996
„Anstehende große Steuerreform“

Gutachten vom 30. August 1996
„Anpassung des deutschen Kartellgesetzes 
an das europäische Recht?“

Gutachten vom 19./20. Januar 1996
„Langzeitarbeitslosigkeit“

Gutachten vom 9. März 1995
„Orientierungen für eine Postreform III“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Günter 
Rexrodt vom 23. Januar 1995
„Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der 
Verfassungswidrigkeit des sogenannten 
Kohlepfennigs“

Gutachten vom 31. August 1994
„Ordnungspolitische Orientierung für die 
Europäische Union“

Gutachten vom 10./11. Juli 1992
„Gesamtwirtschaftliche Orientierung bei 
drohender finanzieller Überforderung“

Gutachten vom 24. Januar 1992
„Stellungnahme zu den Vorschriften über 
eine Industriepolitik in den Verträgen über 
die Europäische Politische Union und die 
Europäische Wirtschafts- und Währungsunion“

Gutachten vom 12. bis 14. Juli 1991
„Lohn- und Arbeitsmarktprobleme in den neuen 
Bundesländern“

Gutachten vom 15./16. Februar 1991
„Probleme der Privatisierung in den neuen 
Bundesländern“

Gutachten vom 14. Dezember 1990
„Stellungnahme zu den GATT-Verhandlungen“

Gutachten vom 19./20. Oktober 1990
„Aufzeichnung der Beratungsergebnisse zu den 
Belastungen durch die deutsche Einheit“

Gutachten vom 29./30. Juni 1990
„Außenwirtschaftspolitische Herausforderungen 
der Europäischen Gemeinschaft an der Schwelle 
zum Binnenmarkt“

Gutachten vom 1./2. März und 27. März 1990
„Schaffung eines gemeinsamen Wirtschafts- und 
Währungsgebietes in Deutschland“

Gutachten vom 17./18. November und 
15./16. Dezember 1989
„Wirtschaftspolitische Herausforderungen der 
Bundesrepublik im Verhältnis zur DDR“

Gutachten vom 5. Juni 1989
„Stellungnahme zum Bericht des Delors-
Ausschusses“

Gutachten vom 20./21. Januar 1989
„Europäische Währungsordnung“
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Gutachten vom 26./27. Februar 1988
„Wirtschaftspolitische Konsequenzen aus den 
außenwirtschaftlichen Ungleichgewichten der 
großen Industrieländer“

Gutachten vom 26./27. Juni 1987
„Gewinn, Investitionen und Beschäftigung“

Gutachten vom 6. Dezember 1986
„Wettbewerbspolitik“

Gutachten vom 21. und 22. Februar 1986
„Stellungnahme zum Weißbuch der 
EG-Kommission über den Binnenmarkt“

Gutachten vom 11. und 12. Oktober 1985
„Steuerpolitik unter gesamtwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten“

Gutachten vom 14. und 15. Dezember 1984
„Strukturwandel für Wachstum und mehr 
Beschäftigung“

Gutachten vom 25. Juni 1983
„Vermindert Arbeitszeitverkürzung die 
Arbeitslosigkeit?“

Gutachten vom 18. Februar 1983
„Konjunkturpolitik – neu betrachtet“

Gutachten vom 23. Januar 1982
„Probleme der Wohnungswirtschaft“

Gutachten vom 23. Februar 1981
„Wirtschaftspolitik bei defizitärer 
Leistungsbilanz“

Stellungnahme vom 17. Januar 1981
„Probleme der Stahlindustrie in der Europäischen 
Gemeinschaft“

Gutachten vom 9. Februar 1980
„Wirtschaftspolitische Implikationen eines 
Bevölkerungsrückgangs“

Gutachten vom 7. und 8. Dezember 1979
„Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der 
Ölverknappung“

Gutachten vom 15. und 16. Dezember 1978
„Staatliche Interventionen in einer 
Marktwirtschaft“

Gutachten vom 12. November 1977
„Aktuelle Probleme der Beschäftigungspolitik“

Gutachten vom 4. Juli 1977
„Rationalisierungsinvestitionen“

Gutachten vom 20. November 1976
„Fragen einer neuen Weltwirtschaftsordnung“

Gutachten vom 14. und 15. November 1975
„Kosten und Preise öffentlicher Unternehmen“

Gutachten vom 9. und 10. Mai 1975
„Indexierung wirtschaftlich relevanter Größen“

Gutachten vom 15. und 16. März 1974
„Probleme der Ausländerbeschäftigung“

Gutachten vom 16. und 17. November 1973
„Höchstpreisvorschriften für Energie“

Gutachten vom 19. und 20. Oktober 1973
„Stabilitätspolitische Problematik der 
gesetzlichen Rentenversicherung“

Gutachten vom 9. und 10. März 1973
„Grundfragen der Stabilitätspolitik“
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Gutachten vom 11. Dezember 1971
„Regelmechanismen und regelgebundenes 
Verhalten in der Wirtschaftspolitik“

Stellungnahme vom 3. Juli 1971 zum
„gegenwärtig bestehenden Problem der 
Wechselkurspolitik“

Gutachten vom 12. Dezember 1970
„Entwicklung der Wohnungsmieten und geplante 
Maßnahmen zur Begrenzung des Mietanstiegs“

Gutachten vom 24. Oktober 1970
„Problematik der gegenwärtigen hohen 
Zinssätze“

Gutachten vom 6. Februar 1970
„Einführung einer Fusionskontrolle“

Gutachten vom 1. Februar 1969
„Aktuelle Probleme der außenwirtschaftlichen 
Absicherung“

Gutachten vom 23. Juli 1968
„Fragen der Staatsverschuldung“

Gutachten vom 25. November 1967
„Zusammenhang zwischen außen
wirtschaftlichem Gleichgewicht und 
Preisniveaustabilität“

Stellungnahme vom 15. Juli 1967 zum
„Gesetzentwurf zur Anpassung und Gesundung 
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der 
deutschen Steinkohlenbergbaugebiete“

Gutachten vom 28. Februar 1967
„Subventionen in der Marktwirtschaft“

Gutachten vom 18. Juni 1966
„Staatliche Zinsregulierungen“

Gutachten vom 29. Januar 1966
„Ständige Preiserhöhungen in unserer Zeit“

Gutachten vom 31. Oktober 1964
„Zusammenwirken staatlicher und 
nichtstaatlicher Kräfte im Bereich der 
wirtschaftspolitischen Gesetzgebung“

Gutachten vom 20. Juni 1964
„Zusammenwirken von staatlichen 
und nichtstaatlichen Kräften in der 
Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 9. November 1963
„Wirtschaftliche Vorausschau auf mittlere Sicht“

Gutachten vom 16. Februar 1963
„Selbstfinanzierung bei verlangsamtem 
wirtschaftlichem Wachstum“

Gutachten vom 23. Juni 1962
„Reform des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen“

Stellungnahme vom 4. März 1961 zur
„Aufwertung der D-Mark“

Gutachten vom 21. Januar 1961
„Gedanken über die Konzeption einer künftigen 
deutschen Energiewirtschaftspolitik“

Gutachten vom 21. Februar 1960
„Gegenwärtige Möglichkeiten und Grenzen 
einer konjunkturbewußten Lohnpolitik in der 
Bundesrepublik“

Gutachten vom 25. Januar 1960
„Probleme einer rationellen Wirtschaftshilfe an 
die Entwicklungsländer unter Berücksichtigung 
der von der Bundesrepublik zu treffenden 
Maßnahmen“
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Gutachten vom 14. April 1959
„Konjunkturpolitische Situation der Bundes
republik Deutschland im Frühjahr 1959“

Stellungnahme vom 3. März 1959 zur
„internationalen Koordinierung der Konjunktur
politik, insbesondere zur Frage eines euro
päischen Konjunkturboards“

Gutachten vom 27. Juli 1958
„Problem Verteidigungslast und 
volkswirtschaftliches Wachstum“

Gemeinsames Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesminister der Finanzen 
und des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundeswirtschaftsministerium 
vom 26. Januar 1958
„Kapitalmarkt und Besteuerung“

Gutachten vom 30. April 1957
„Wirtschaftspolitische Problematik der deutschen 
Exportüberschüsse“

Gutachten vom 24. Februar 1957
„Problem von Index- und Preisgleitklauseln“

Gutachten vom 3. Juni 1956 und 7. August 1956
„Instrumente der Konjunkturpolitik und ihre 
rechtliche Institutionalisierung“

Gutachten vom 11. Oktober 1955
„Welche Maßnahmen entsprechen der 
gegenwärtigen konjunkturellen Situation?“

Gutachten vom 12. Juni 1955
„Probleme einer produktivitätsorientierten 
Lohnpolitik“

Gutachten vom 23. Januar 1955
„Möglichkeiten und Grenzen regionaler 
Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 20. November 1954
„Einführung von direkten Tarifen“

Gutachten vom 14. November 1954
„Anträge und Gesetzentwürfe zur Beschränkung 
des Wettbewerbs in gewissen Gewerben und 
Berufen“

Gutachten vom 23. Oktober 1954
„Probleme der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung und ihrer Auswertung“

Gutachten vom 2. Oktober 1954
„Fragen des Kartellproblems, die durch die 
bevorstehende Gesetzgebung aufgeworfen 
werden“

Gutachten vom 31. Mai 1954
„Problem landwirtschaftlicher Paritätspolitik im 
Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 10. Januar 1954
„Sicherung der wirtschaftlichen Expansion“

Gutachten vom 11. Oktober 1953
„Fragen des gemeinsamen Marktes“

Gutachten vom 28. Juni 1953
„Problem der gegenwärtigen deutschen 
Zahlungsbilanz“

Gutachten vom 1. Mai 1953
„Frage der wirtschaftlichen Integration Europas“

Gutachten vom 22. Februar 1953
„Problem der Integration der europäischen 
Agrarmärkte (sogenannte Agrarunion)“

Ergebnis der Beratungen vom 17./18. Januar 1953
„Sicherung der wirtschaftlichen Expansion“
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Gutachten vom 14. Dezember 1952
„Frage des gemeinsamen Marktes innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“

Gutachten vom 16. November 1952
„Konvertierbarkeit der Währungen“

Gutachten vom 6. Juli 1952
„Wiederaufbau des Kapitalmarktes und 
Zinspolitik“

Gutachten vom 8. Juni 1952
„Verteidigungsleistungen und 
Wirtschaftsverfassung“

Gutachten vom 27. April 1952
„Ausgleich der Währungsspannen im Rahmen 
einer europäischen Integration“

Gutachten vom 4. Februar 1952
„Belebung des Wertpapiermarktes“

Gutachten vom 9. Oktober 1951
„Ist zur Überwindung der gegenwärtigen 
Aufschwunghemmung eine aktive 
Konjunkturpolitik anzuraten?“

Gutachten vom 29. Juli 1951
„Außenhandelspolitik“

Gutachten vom 10. Juni 1951
„Lenkungsmaßnahmen“

Stellungnahme vom 29. April 1951
„Investitionshilfe“

Vorläufige Stellungnahme vom 25. Februar 1951
„Wirtschaftspolitische Möglichkeiten zur 
Begrenzung der direkten lenkenden Eingriffe“

Gutachten vom 28. Januar 1951
„Bereinigung des Preisgefüges“

Gutachten vom 10. Dezember 1950
„Kapitalmarktpolitik und Investitionspolitik“

Vorläufige Stellungnahme vom 5. November 1950
„Deckung des zusätzlichen künftigen 
Finanzbedarfs“

Gutachten vom 5. November 1950
„Einwirkung der Weltkonjunktur auf die 
deutsche Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 24. September 1950
„Struktur- und konjunkturpolitische Fragen der 
Einkommensverteilung“

Gutachten vom 11. Juni 1950
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